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Horausemgibin‘ von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 


politischer Gefangener 
in der BRD 


Wir hatten in der letzten Ausgabe des Infos 
einige Beiträge zur bundesweiten Demon- 
stration am 2 20 Februar in Hamburg veröf- 
fentlicht. In e Ausgabe Er 
wir die Grußadresse von a Weinglass, Mu- 
mias Hauptverteidiger, an die Dengi in Ham- 
burg, sowie die Grußadresse von Isaac Velaz- 
co, Sprecher der MRTA in Europa. 

Wie berichtet, ruft das Solidaritäts- 
bündnis „Free Mumia Abu Jamal“ dazu auf, 
mit Aktionen am 24. April die Kampagne 
„Millions for Mumia“ zu unterstützen und 
so dazu beizutragen, daß weltweit eine Mil- 
lion Menschen für das Leben und die Freiheit 
von Mumia Abu-Jamal auf die Straße gehen. 

In der Vorbereitung dieses 24. April fin- 
det in den USA und anderen Ländern eine 
breite Mobilisierung statt. In der zweiten 
März- bzw. ersten Aprilhälfte sind zahlreiche 
Kundgebungen, Veranstaltungen, Konferen- 
zen, Benefizkonzerte und andere Aktionen ge- 
plant, so in Philadelphia, Albany, Chicago, 


Christa Eckes schrieb den folgenden 
Artikel für die Rote Hilfe Sonderzei- 
tung zum 18. März, dem Tag der po- 
litischen Gefangenen. 


1997 stellte jemand Christian Klar 
die Frage: „Wie haben 15 Jahre Hatt | 
auf Sie gewirkt?“ Christian antwor- 
tete: Ich bin schon weit darüber hin. 
aus, dafür noch Worte zu haben. 
Die Isolationshaft zerschlägt den 
Gefangenen buchstäblich in Ein- 
zelstücke, mit dem Kalkül, daß er, jahrelang 
ohne Rückhalt, sich in seiner Qual an die 
Macht wendet, ihn wieder heil zusammen- 
zufügen. Politische Gefangene sitzen einen 
doppelten Knast ab. Da ist einmal die direkt 
segen sie gerichtete Maßnahme. Und dazu 
noch die demonstrative Seite, mit der der 
Staat auf die Gesellschaft zielt.“ 

Frage: ‚Was hält Sie am Leben?“ 

Christian: „Ich orientiere mich nach 
draußen. Das liefert dem Knast allerdings 
auch Ansatzpunkte zur Fxtrabestrafung, 
zum Beispiel wegen ‚Arbeitsunwilligkeit’.“ 

Damit ist sehon Eintscheidendes zur Si- 


Cincinnati, Detroit, Lawrence, Rochester 
In zahlreichen anderen Städten in den 
USA und in Kanada, in den Niederlanden, 
Großbritannien, Frankreich und Norwegen 
sind die Vorbereitungen auf den 24. April an- 


gelaufen; an vielen Orten rufen die Solida- 


ritätsgruppen dazu auf, am lag der Unter- 
zeichnung des Hinrichtungsdatums bzw. am 


lag danach Demonstrationen durchzu- 
führen. 


In Norwegen unterzeichneten 47 Mit- 


glieder des Parlaments, darunter auch Mini- 


ster, und Vorsitzende verschiedener Parteien 
und Jugendorganisationen eine Petition an 
Gouverneur Ridge, mit der sie einen neuen, 
fairen Prozeß für Mumia forderten. (Red.) 

Kontakt: Solidaritätsbündnis „Free Mumia 
Abu-Jamal“, c/o B5, Brigittenstr.5, 29359 


Hamburg, Iel.: 040-43189463, Fax: 040- 
43189462, e-mail: maj@mail.nadir.org 
Internet: 


http://www.nadir.org/nadir/initiativ/maj 


tuation der Gefangenen gesagt. 1997. 
Heute, 1999, ist die Entwicklung weiter. 
Bei Christian wurde per Gerichtsbeschluß 
eine Mindesthaftdauer von 26 Jahren fest- 
gelegt, bei Brigitte Mohnhaupt 24 Jahre 
Mindesthaft beantragt. Christians Verle- 
sung nach Schwalmstadt zu Rolf-Clemens 
Wagner wurde vom derzeitigen Justizmini- 

ster Plottnitz abgelehnt. 

Helmut Pohl ist frei, bei Heidi Schulz wur- 
de eine Haftunterbrechung von sechs Mo- 
naten beschlossen; sechs Monate, die nun 
schon fast um sind. 

Immer wieder wird die Frage gestellt nach 


Für das Leben und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal 


24. April- Über eine Million Menschen in 
den USA und international auf die Straße! 


Grußadresse von Len Weinglass, 
Mumias Hauptverteidiger, an die 
Demo in Hamburg 


In Mumias Namen möchte ich den Demo- 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern in 
Hamburg zuallererst sagen: Unsere Freun- 
dinnen und Freunde, unsere Unterstütze- 
rinnen und Unterstützer in Deutschland 


REITER 


den physischen Auswirkungen der 15 
bis 20 Jahre Vernichtungshaft, nach 
den gesundheitlichen Schäden. Was 
istzu sagen? Soll man beschreiben, wie 
man verhungert? 

Hier in der Metropolenhektik und 
en kann es sein, daß 
- die sinnliche Begrifllichkeit davon ver- 
schwimmt, daß der Mensch ein sozia- 
les Wesen ist, alle Lebensfunktionen 
sind damit verbunden. 

Wenn unsere Entscheidung für die 
RAF vor Jahrzehnten von etwas beseelt war, 
dann davon, dem Sozialen im wirklichen 
und umfassenden Sinn seine Bedeutung zu 
seben, indem wir den Begriff von Kollekti- 
vität und Solidarität ins Zentrum des eige- 
nen Lebens und des politischen Kampfes 
gestellt haben. 

Da setzt die Isolation an, und das ist bis 
heute der Dreh, ob mit teilweiser Integrati- 
on in den brutalisierten allgemeinen Knast- 
alltag oder nicht. 

Die Sinne aushungert, die Lebensäuße- 


Fortsetzung Seite 4 


$ Kos : 
Die Bilder auf Seite 1, 2 und 3 zeigen Solidaritätsaktionen in den USA 1998 


sind seit Beginn der Kampagne mit dabei. 
Sie haben uns viel Unterstützung gegeben 
und Mut gemacht. Für unsere Arbeit in den 
USA ist es jetzt sehr wichtig, daß wir in den 
kommenden zwölf oder achtzehn Monaten 
gut zusammenarbeiten . 

Jetzt möchte ich euch erklären, was in den 
nächsten zwölf Monaten passieren wird. 

Mumia hat seine Berufungsmöglichkei- 
ten auf der Landesebene von Pennsylvania 
ausgeschöpft. Fr rückt jetzt in ein neues Ge- 
richtssystem, das Bundesgerichtssystem, 
vor. Auf dieser Ebene werden die Richter 
nicht wie Politiker gewählt, sondern von Prä- 
sidenten der USA auf Lebenszeit ernannt. 
Diese Richter sind in ihrer Rechtsprechung 
meistens besser als die Richter auf der Län- 
derebene. In den letzten 20 Jahren haben 
Bundesrichter 38% aller Todesurteile wieder 
aufgehoben, die von Gerichten auf der Län- 
derebene ausgesprochen wurden. Wenn es 


seatt 


Mumia Abu-Jamals Leben ist weiter 
bedroht. Im Vorfeld von Protestmärschen 
machten in New York Linke mobil. 


‚ An diesem Freitag abend (12.3. - Red.) ist 
‚ im berühmten Lichtermeer an der 42. 
‚ Straße etwas ganz Besonderes im Gange. 
< Hunderte stehen auf dem Bürgersteig 
‚ Schlange, um noch einen Platz in der „To- 
© wn Hall“, der Stadthalle, zu ergattern. Seit 
‚ Wochen wird auf Flugblättern zur Ver- 
; sammlung aufgerufen, und Journalisten 
‚ des linken Radios „Pacifica“ mobilisieren 
‚ seit lagen. Es geht um Mumia Abu-Jamal, 
‚ und prominente US-Linke werden öffent- 
‚ lich Ratschlag halten. Das ganze kostet 10 
‚ Dollar Eintritt. In der Stadt der Banken 
‚und Großkonzerne ist nichts umsonst. 
. 1500, vielleicht 1800 Menschen haben im 
‚ Theatersaal Platz genommen, auch auf der 
. Empore drängt man sich. 

Auffällig, wie gemischt das Publikum ist. 
‚ Der Fall des afroamerikanischen Journali- 
; sten (...) zieht nicht nur selbsternannte Ar- 
, beiteravantgarden und ihre aufdringlichen 
‚ Zeitungsverkäufer an, sondern auch mili- 
; tante Hiphopper, aufgeregte Grüne, coole 
‚ Lesben, lächelnde Sportler und studenti- 
‚ sche Polizeistaatskritiker. Die Hälfte der 
Anwesenden besteht aus African-Ameri- 
‚ cans und Latinos. Mit gewichtiger Stimme 
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diese Bundesrichter nicht gäbe, würden 
heute statt 3300 Menschen rund 5000 Men- 
schen in den 'Todestrakten der USA auf ih- 
re Hinrichtung warten. 

Mumia wird auf der Bundesgerichtsebe- 
ne zwei Schritte machen: Zuerst werden wir 
uns an den Obersten Gerichtshof der USA 
in Washington DC wenden. Dort werden 
wir beantragen, dab sie Mumias Fall an- 
hören sollen. Wir werden diesen Antrag in 
der dritten Aprilwoche stellen. Wir sind 
ziemlich sicher, daß das Oberste Gericht 
Mumias Fall bei dem jetzigen Stand der 
Dinge ablehnen wird. Die Ablehnung wird 
möglicherweise dann im Oktober ausge- 
sprochen werden. 

Direkt nach der Ablehnung wird Pennsy- 
lvanias Gouverneur Thomas Ridge einen 
neuen Hinrichtungsbefehl für Mumia un- 
terzeichnen. Dann werden wir sofort den 
zweiten Schritt auf der Bundesebene ma- 
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legt sich die Radiojournalistin Sally O’Bri- 
an ins Zeug. Empört zitiert sie, was ein 
schreibender Kollege der ältesten USA-Ia- 
geszeitung, der rechten „New York Post“, 
an diesem "lag zu sagen hatte. Die Ver- 
sammlung sei ein „boshafter Haufen von 
Polizistenklatschern“, hatte der Mann zu 
Papier gebracht und die Bitte formuliert: 
„Laßt mich der Henker sein, bitte.“ Was 
sich auf Mumia Abu-Jamal bezog, den 
„verurteilten Cop-Killer“. (...) 

Rechtsanwalt Leonard Weinglass rollt 
auf, daß sein Mandant Mumia Abu-Jamal 
unschuldig und der Machtallianz von Po- 
lizei und Justiz in Philadelphia zum Opfer 
gefallen ist. (...) 

Der Gewerkschafter Larry Holmes gibt 
zu überlegen, dab das Engagement für den 
Verurteilten ein Prüfstein für die Seriosität 
progressiver Politik sei. ‚Was soll es für ei- 
nen Sinn machen, sich gegen die Zer- 
schlagung des Sozialsystems und gegen die 
Privatisierung einzusetzen, wenn wir nicht 
einmal in der Lage sind, einen unschuldig 
Verurteilten aus der lodeszelle zu holen?“ 

Den gewieften Entertainer gibt Ossie 
Davis, der erfahrene Bürgerrechtler mit der 
warmen, dunklen Stimme und inzwischen 
schlohweißem Haar. Er redet den Leuten 
ins Gewissen: Zum Bürgerrechtlermarsch 
1963 auf Washington hätten er und seine 
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chen. Wir werden zu dem niedrigsten Bun- 
desgericht gehen. Es befindet sich in Phila- 
delphia und nennt sich Philadelphia 
District Court. Dieses Gericht ist ein kriti- 
scher Punkt in der juristischen Auseinan- 
dersetzung um Mumias Leben. Es kann 
sehr gut sein, dab sich vor diesem Gericht 
entscheidet, ob Mumia leben oder sterben 
wird. 

In diesem Gericht wird Mumias Fall nur 
von einem einzelnen Richter angehört. Der 
Richter muß darüber entscheiden, ob Mu- 
mia eine direkte Anhörung vor dem Gericht 
bekommen wird und ob die Staatsanwalt- 
schaft die Akten über Mumia, die sie bisher 
gcheimgehalten haben, an uns herausgeben 
muß. Ihr müßt bedenken, daß die beiden 
Fx-Black Panther Geronimo Pratt und 
Dhoruba bin Wahad nach jeweils über 20 
Jahren Knast nur deshalb freigekommen 
sind, weil ein Bundesrichter anordnete, daß 


um Flugblätter, Wasser und Brot finanzie- | 
ren zu können. Jeder Cent werde auch heu- . 
te gebraucht, denn zur Großdemo nach ; 
Philadelphia müßten auch die New Yorker ; 
kommen können, die keine 20 Dollar für : 
den Bus haben. ‚Wir sammeln heute ; 
20.000 Dollar“, sagt Davis, „wer stellt den | 
ersten Scheck über Tausend aus?“ Sekun- : 
den später rennt eine ältere Frau nach vor- | 
ne an die Bühne und winkt mit dem : 
Schein. Szenenapplaus. (...) 20.000 Dollar . 
werden an diesem Abend tatsächlich zu- ; 
sammenkommen. ; 

Während im Saal der steinalte Pete See- ; 
ger mit der Gitarre „If I had a hammer“ an- ; 
stimmt und das Publikum begeistert mit- : 
singt, findet draußen eine Gegendemon- | 
stration statt. Im Nieselregen haben sich ; 
75 Herren mittleren Alters versammelt. | 
Jim Higgins stellt sich als Sprecher der Po- | 
lizeivereinigung „Patrolmen’s Benevolent | 
Association“ vor, einer stockreaktionären ¿ 
Truppe. Higgins liest die Namen von im į 
Dienst getöteten Polizisten ab, dann löst ; 
sich der Spuk auf. Besser so - nachdem An- : 
fang Februar vier Polizisten im Stadtteil į 
Bronx 41 Schüsse auf einen unbewaffne- _ 
ten Einwanderer aus Guinea abgegeben ; 
haben, assoziieren gar nicht wenige New . 
Yorker mit Polizei nur noch den Begriff | 
„Killercops“. ; 
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die Staatsanwaltschaft Akten, die sich bis 
dahin unter Verschluß befanden, heraus- 
rücken mußte. In diesen Akten befanden 
sich nämlich Beweise, die der Verteidigung 
vorenthalten worden waren und die die Ge- 
fangenen entlastet und den Staat belastet 
haben. Wir sind sicher, daß auch in Mumias 
Fall Beweismaterialien unterschlagen wor- 
den sind. Daher ist es schr wichtig, wie der 
Richter entscheidet - ob die Akten heraus- 
gerückt werden müssen oder nicht. 

Es ist schwer vorherzusagen, wie lange wir 
vor diesem Richter verhandeln werden, weil 
das von dem Richter abhängt. Es könnte 
sich um einen sehr kurzen Zeitraum von 
drei oder vier Monaten handeln, oder es 
könnte sich über ein Jahr hinziehen. Wenn 
wir vor diesem Gericht gewinnen und der 
Richter ein neues Verfahren für Mumia, al- 
so das Wiederaufnahmeverfahren anord- 
net, dann wird die Staatsanwaltschaft mit 
Sicherheit dagegen Berufung einlegen. Die- 
se Berufung eier sich En an ie nächst 
höhere Fastanz auf Bundesebene, dem 
Third Circuit Court of Appeals, dem Bun- 
desberufungsgericht der Region. In diesem 
Gericht sitzen en Richter, es befindet sich 
auch in Philadelphia. 

Wenn wir vor As ersten Bundesinstanz 
verlieren, wären wir diejenigen, die vor die- 
sem Gericht Berufung einlegen würden. 
Wie lange der Fall vor diesem ‚Gesicht ver- 
handelt "wird, ist schwer vorherzusagen. 
Aber es wird voraussichtlich mindestens 
drei bis sechs Monate dauern. Wenn wir 
auch hier verlieren, werden wiruns noch ein- 
mal an den Obersten Gerichtshof der USA 
wenden und beantragen, dab sie Mumias 
Fall anhören. Auch hier ist es wieder schwer 
vorherzusagen, ob sie diesem zweiten An- 
trag dann stattgeben werden. Aber norma- 
lerweise lehnen sie es in 95% aller Fälle ab, 
die Fälle überhaupt anzuhören. 

Bis wir zum zweiten Mal vor dem Ober- 
sten Gerichtshof der USA ankommen, wird 
also höchstwahrscheinlich mindestens ein 
Jahr vergehen. Ob der Zeitraum noch län- 
ger sein rd. hängt davon ab, was die bei- 
den Bundesinstanzen machen werden. 
Wenn der Oberste Gerichtshof der USA 
Mumias zweiten Antrag auch ablehnen soll- 
te, dann liest Mumias Leben in den Hän- 
den des Gouverneurs von Pennsylvania. Für 
seine Entscheidung gibt cs keine Richtlini- 
en und keine zeitlichen Fristen. Normaler- 
weise trifft der Gouverneur die Eintschei- 
dung über ein Hinrichtung aber ohnehin 
nicht nach juristischen Kriterien, sondern er 
trifft eine politische Entscheidung. 


Was kann die internationale 
Solidaritätsbewegung tun? 


Am 23. Januar gab es ein 'lreffen von Dele- 
sierten aller Gruppen und Organisationen, 
die in den USA in der Mumia-Kampagne 
aktiv sind. Dort wurde eine Reihe von Zie- 
len festgelegt, an die wir uns auch halten 
sollten. In der Soliarbeit ist das nächste Da- 
tum der 24. April. An diesem "lag, nur we- 


nige lage nach Mumias 4>. Geburtstag, soll- 
ten über eine Million Menschen in den U SA 
und international für Mumia auf die Straße 
sehen. Der internationale Aspekt ist für die 
Solibewegung und für Mumia sehr wichtig. 
Fin B eispiel: Als der Papst im vergangenen 
Monat in Lateinamerika war, hat er das Le- 
ben eines Todeskandidaten retten können. 
Es ist sehr wichtig, daß von außen Druck auf 
die USA in dieser Frage ausgeübt wird. Am 
10. Dezember war Präsident Clinton ge- 
zwungen, eine neue Anordnung zu unter- 
zeichnen. Er hat eine Reihe von hohen Re- 
sierungsbeamten die Anweisung gegeben, 
die drei internationalen Menschenrechts- 
abkommen, die auch von der USA unter- 
zeichnet worden sind, daraufhin zu über- 
prüfen, ob die USA diese Abkommen auch 
einhält oder nicht. 

Daß der Präsident diese Anordnung un- 
terzeichnen mußte, ist ein Zeichen dafür, 
daß die USA gerade von anderen Ländern 
Druck bekommt, sich auch an die Men- 
schenrechtsabkommen zu halten. Wir sind 
deshalb schon etwas ermutigt, daß der in- 
ternationale Druck mehr und mehr Aus- 
wirkung in der Frage der Todesstrafe in den 
USA haben wird. 

In Mumias Namen möchte ich mich noch 
einmal bei euch allen für eure Unterstüt- 
zung bedanken. Wir sind sehr, sehr dankbar 
für die Hilfe, die wir aus Deutschland er- 
halten. 


Isaac Velazco, Internationaler 
Vertreter der Revolutionären 
Bewegung Tüpac Amaru 
Heute, wie an jedem lag dieses Winters, ha- 
ben wir einen kalten Nachmittag. Fr wird 
aber seine Kälte verlieren durch die mensch- 
liche Wärme der Solidarität all jener Frau- 
en und Männer, die die soziale Gerechtig- 
keit lieben und die gegen den Rassismus, die 
Fremdenteindlichkeit, die Unterdrückung 

und die Ausbeutung kämpfen. 

Mumia Abu-Jamal steht heute stellver- 
tretend für Tausende von Frauen und Män- 
nern, die inhaftiert sind, weil sie anders sind, 
weil sie anders denken 
und anderer Meinung 
sind als die, die sich selbst 
heute zu Bollwerken der : 
Freiheit, zu Vorkämpfern 
und Rittern der Gerech- 
tigkeit erkläre 

Heute besteht die Ge- 
Fahr, daß Mumia hinge- 
richtet wird. Dies zu ver- 
hindern, dafür zu sorgen, 
daß der Rassismus und 
die Fremdenfeindlich- 
keit kein neues Verbre- 
chen begehen, ist eine 
Aufgabe der internatio- 
nalistischen Solidarität. 
Wir sind heute hier, um 
unsere Solidarität mit 
Mumia auszudrücken. 


Aber wir dürfen nicht vergessen, daß es in 
der Welt noch andere Mumias gibt, von de- 
nen wir nichts oder nur sehr wenig wissen, 
aufgrund der Desinformation jener, die die 
Freiheit der Presse proklamieren und die 
Freiheit des Unternehmertums praktizie- 
ren, die nur das verbreiten, was sich verkau- 
fen läßt. Aus diesem rund sind es mögli- 
cherweise nur sehr wenige, die wissen, dah 
in Argentinien der Bassisımis und die Frem- 
denfeindlichkeit, die durch den Herrn Me- 
nem angestachelt wurden, drei Opfer ge- 
fordert haben: Drei peruanische junge Men- 
schen, die auf der Suche nach besseren Ar- 
beitsbedingungen und einem Leben ın 
Würde nach Argentinien gegangen waren, 
wurden durch Gruppen von Neonazis er- 
mordet, so wie der linke Abgeordnete Jaime 
Hurtado in der Stadt Guayaquil von Todes- 
schwadronen ermordet wurde. Und wir kön- 
nen nicht aufhören, darauf hinzuweisen, 
daß sich Abdullah Ocalan in Gefahr betin- 
det, durch türkische Behörden gefoltert und 
hingerichtet zu werden, als leil des Ver- 
suchs, den Widerstand eines Volkes zu zer- 
schlagen, das seine Unabhängigkeit und 
Selbstbestimmung sucht. Indem wir gegen 
die Todesstrafe für Mumia Abu-Jamal 
kämpfen, kämpfen wir zugleich gegen die 
körperlichen und seelischen Folterungen, 
denen Tausende von politischen Gefange- 
nen in der ganzen Welt unterworfen sind. 
Liebe Genossinnen und Genossen, ver- 
gessen wir nicht, daß Tausende von Frauen 
und Männern sich genauso wie Mumia ın 
Haft befinden und sie, auch wenn über ih- 
nen kein 'lodesurteil hängt, grausame, €r- 
niedrigende und demütisende Behandlung 
aileden und langsam ermordet werden in 
Gefängnissen wie > denen der Diktatur Fuji- 
moris, die wirkliche Gruften für Lebende 
sind. Die politischen Gefangenen Perus und 
der Welt brauchen genau wie Mumia Abu- 
Jamal dringend die Solidarität aller bewub- 
ten und solidarischen Frauen und Männer. 


Stehen wir auf gegen die Verbrechen des Neo- 
liberalismus — Imperialismus! 

Freiheit für Mumia Abu-Jamal und alle poli- 
tischen Gefangenen! 
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Bundesweites Koordinierungstreffen z zum 


Aktion ‚#0 18. März 


' Die Rote Hilfe, die Initiatve 
Libertad! und die Informati- 
$ onsstelle Kurdistan rufen zum 
t vierten bundesweiten Aktionstag 
T gegen staatliche Unterdrückung 
© undfürdieFreiheitallerpolitischen 
Gefangenen auf. 
Das Motto ist: Gegen das Europa 
der Repression und Ausgrenzung - 
Solidarität und Widerstand! Frei- 
heit für alle politischen Gefange- 


nen! 


: Wie in den vergangenen Jahren, wird es 
: auch in diesem Jahr rund um den 18. März 
: in vielen Städten Informationsveranstal- 
| tungen, Kundgebungen, Straßentheater 
; und 'Iransparentaktionen geben, um die 
: Solidarität mit den politischen Gefange- 
: nen und mit allen, die von staatlicher Re- 
: pression betroffen sind, zum Ausdruck zu 
: bringen. Darüber hinaus werden die dies- 
| jährigen Aktionen auch einen inhaltlichen 
: Bezug herstellen zu der an Ostern 1999 in 
: Berlin stattfindenden internationalen Ar- 
; beitskonferenz „Befriedung oder Befrei- 
: ung - Perspektiven der Solidarität mit den 
; politischen Gefangenen weltweit“ und zu 
: den Mobilisierungen gegen Weltwirt- 
; schafts- und Furopagipfel im Juni 1999 in 
: Köln. 
: „Der 18. März als Tag der Solidarität und 
: des Widerstands hat für uns Tradition und 
: Kontinuität“, so der Sprecher des Bundes- 
: vorstands der Roten Hilfe, Roger Hasen- 
: bein. Und weiter: „Schon in den 20er Jah- 
; ren wurde dieser lag von der Roten Hilfe 
: als Internationaler lag der Solidarität mit 
: den politischen Gefangenen ausgerufen, 
: bis er dann 1933 durch die Nazis v ’erboten 
: wurde. Der 18. März als Solidaritätstag mit 
; den politischen Gefangenen steht in der 
; Tradition des antifaschistischen und anti- 
: imperialistischen Widerstands. Diese Tra- 
: dition und die Erinnerung an das Verbot 
: durch die Nazis 1933 werden durch Pläne 
: der heutigen Neonazis angegriffen, wenn 
: diese, wie angekündigt, am 15. März vor 
: dem Knast in Bruchsal eine Kundgebung 
; abhalten wollen. Im Bruchsaler Knast sit- 
; zen seit 1848 immer wieder revolutionäre 
: und antifaschistische Kräfte. Es darf den 
: Neonazis nicht gelingen an diesem histo- 
: rischen Tag eine Kundgebung für einen ih- 
; rer verurteilten „Führer“ - Günter Deckert 
: - abzuhalten. 

: Solidarität ist unteilbar, und sie ist in- 
: ternational. Sie gehört allen, die in ihrem 
;: Kampf für gerechte Verhältnisse von Re- 
| pression betroffen sind. Diesen Grundge- 
: danken zu propagieren und breiter im Be- 
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wußtsein zu verankern ist das Ziel der Ak- ; 
tivitäten zum 18. März. Ein inhaltlicher : 
Schwerpunkt der diesjährigen Aktivitäten : 
ist die Situation der politischen Gefange- | 
nen in Europa, die nach wie vor unter Son- | 
derhaftbedingungen festgehalten werden. ; 
Die Perspektive kann nur sein, ihre Frei- į 
heit zu erkämpfen. In Deutschland den- : 
ken wir dabei besonders an die noch ver- į 
bliebenen Gefangenen aus der RAE Nichts ; 
darf vergessen werden; nicht die jahrzehn- ; 
tenlangen Kämpfe um Kollektivität, nicht ; 
die Toten aus diesen Kämpfen und nicht ; 
die Tortur unter unmenschlichen Haftbe- : 
dingungen. Fin weiterer Schwerpunkt ist ; 
die Solidarität mit den Flüchtlingen in- : 
nerhalb und außerhalb der Festung Euro- ; 
pa. Während Europa an den Außengren- ; 
zen mit moderner Technologie und durch : 
polizeiliche Sondereinheiten von soge- ; 
nannten illegalen Einwanderer abge- : 
schirmt wird, sind alle Menschen, die es : 
auf der Flucht vor Krieg und Verfolgung 
dennoch geschafft haben hierher zu kom- | 
men, in allen EU-Staaten mit rassistischen | 
Sondergesetzen, Sammellagern und Ab- . 
schiebehaftanstalten konfrontiert. 

Alle drei Veranstalter (Rote Hilfe, liber- : 
tad! und Informationsstelle Kurdistan) ru- ; 
fen zur Solidarität mit den verfolgten kur- : 
dischen FreiheitskämpferInnen auf. Nach : 
der Festnahme des PKK-Vorsitzenden Ab- : 
dullah Öcalan und der Ermordung von vier . 
kurdischen DemonstrantInnen in Berlin : 
findet in Deutschland ein regelrechtes ; 
Kesseltreiben gegen aktive Kurdinnen und | 
Kurden statt. Die Boulevardblätter titeln 
„Kurdenkrieg“ und „Kurdenterror“ und In- ; 
nenminister Schily schwadroniert über : 
den „Mißbrauch des Gastrechts“ und kün- : 
digt Abschiebungen in den Folterstaat ' 
Türkei an. ‚Wer jetzt angesichts dieser : 
Entwicklung schweigt, stimmt zu“, erklär- : 
te H.P Kartenberg, Sprecher der Initiative | 
Libertad!. Im Namen des bundesweiten : 
Koordinierungstreffens forderte er alle lin- 
ken und antifaschistischen Kräfte dazu į 
auf, ihre Solidarität mit den verfolgten | 
Kurdinnen und Kurden am 18. März ge- : 
nauso auszudrücken, wie durch die Teil- : 
nahme an den zwei Tage später stattfin- į 
denden Newroz-Demonstrationen der; 
kurdischen Kulturvereine. 
Göttingen, 15.3.99 : 


Kontakt: Rote Hilfe e.V.+ Bundesvorstand 
+ Postfach 3255 + 37022 Göttingen ; 


Fortsetzung von Seite ] 
„Soll man beschreiben, 


wie man verhungert?“ 


rungen abwürgen - 16 Jahre, 20 Jahre. Was 
heißt es anderes: Wenn Christian nach 13 
Jahren Haft ein Mathematikstudium ver- 
boten wurde, wenn der Besuch von Journa- 
listen verboten wird, wenn Besuche durch 
Zeitbegrenzung und Überwachung so ein- 
geschränkt sind, daß die alten gewachsenen 
Beziehungen nicht mehr weiterentwickelt 
werden können, geschweige denn den 
Raum geben für neues Kennenlernen, wenn 
willkürliche Zensur einem unvermittelt ei- 
nen 'leil der wenigen Informationsquellen 
entziehen kann, überhaupt, wenn es fast nur 
noch geschrieben Worte für einen gibt. 

Was soll ich beschreiben? Wie es für mich 
schon nach sechs, sieben, acht Jahren war: 
Das Über-die-Grenzen- Erfüllt- Sein vom 
Bedürfnis nach sinnlicher Erfahrung, nach 
sozialem Leben und Handeln. Die die Kräf- 
te aussaugende, Tausende Male wiederkeh- 
rende leere Routine der Knastmaschinerie, 
die den lagesablaufbis ins lächerlichste De- 
tail bestimmt, die nur Disziplinierung 
kennt und unkalkulierbare Übergriffe, jede 
Sekunde, 24 Stunden, und das eii sech- 
zehn Jahren, zwanzig Jahren. 

Die Kraftanstrengung, deine Sinne, deine 
Vorstellungskraft, deine Handlungsfähig- 
keit, dein Leben dagegen zu erhalten in ei- 
nem Raum, der keiner ist. 

Natürlich frißt es die Kraft weg, der Kör- 
per rebelliert, verweigert sich, baut ab. Und 
das ist alles konkret: Muskelschwund, Dau- 
eranspannung, die die Wirbelsäule sprengt, 
entgleister Stoffwechsel, das vegetative Sy- 
stem blockiert, überschlägt sich, und was 
Rolf-Clemens vor eineinhalb Jahren ge- 
schrieben hat: physische Kraftlosigkeit, 
Dauerschmerzen, Immunschwäche. 

Die Haftunterbrechung bei Heidi war da, 

wo es für den Apparat nicht mehr kalku- 
lierbar war. Keine Einsicht, keine Änderung 
der Linie, nur Kalkül und die Einschätzung, 
die körperliche Zerstörung bis zum Punkt 
gebracht zu haben. 

Roltf-Clemens schrieb im Sommer 1997 
dazu: „Es ist heute genauso wahr wie vor 
eineinhalb Jahren, aber die Zeitdimension 
ist heute schon wieder eine andere, die Haut 
vielfaches dünner. Wir Gefangene sind - nur 
graduell unterschiedlich - alle gesundheit- 
lich stark geschädigt. Das ist eine Tatsache, 
die nicht mehr ignoriert werden kann. 

Die ärztlich festgestellten organischen 
Schäden sind degenerativer Natur. Sie sind 
deutlich von üblichen Knastschäden unter- 
scheidbare Ergebnisse von Langzeitisolati- 
on und nicht durchgeführter medizinischer 
Behandlung i in den. 90er Jahren. Die Sym- 
ptome sind hauptsächlich physische Kraft- 
losigkeit, Dauerschmerzen, Immun- 
schwäche und eine daraus resultierende ge- 
schwächte Arbeitskraft. Die Substanz, von 
der wir die ganze Zeit gelebt haben, ist auf- 
gebraucht. So ist die Situation. Das muß so- 


zusagen in Rechnung gestellt werden. 

Wenn sich jetzt Leute überlegen, was an- 
sesichts der Lage zu tun ist, finde ich es aber 
wichtig, daß sie sich nicht ausschließlich auf 
unseren schlechten Zustand konzentrieren. 
Die Politik darf nicht herausfallen, sonst 
saufen die wirklichen Zusammenhänge im 
Krankheitsjammer ab. Das erste, das man 
in der heutigen Situation festhalten muß, 
ist, daß sich an den akuten Fällen, wie bei 
Heidi und Helmut, zeigt, daß medizinisch 
unter Knastverhältnissen garnichts mehr zu 
machen ist. 

Der Justizapparat ist ohne Probleme in 
der Lage, ärztlich angeordnete Untersu- 
chungen über Jahre hinweg zu verzögern, 
Ergebnisse umzudeuten und notwendige 
Behandlungen zu hintertreiben. Inzwi- 
schen ist es in manchen Fällen soweit, dab 
auch im Knast eventuell mögliche Behand- 
lungen nicht mehr anschlagen. 


Das heißt aber nur, daß wir rausmüssen, 
bevor die systematische Zerrüttung zu irre- 
versiblen Erfolgen kommt. 

Das zweite sind die ursächlichen politi- 
schen Zusammenhänge, die es festzuhalten 
gibt. Und da in erster Linie die sonderge- 
setzliche Staatspolitik gegen uns, die von 
Anfangan und erklärtermaßen das Ziel hat- 
te, uns als politische Menschen auszuschal- 
ten, und wenn nicht anders möglich, eben 
auch über die physische Zerstörung. Und 
weiter ist der zugespitzte Zustand bei uns 
übriggebliebenen Gefangenen jetzt konkret 
cin Ergebnis des Kurses von 1992, in dem 
wir noch einmal so richtig zubetoniert wor- 
den sind. 

Vernichtungshaft, der Begriff war immer 
präzis. 

Diese Politik gegen uns muß aufgehoben 
werden. Da gibt es heute nur noch die Frei- 
lassung. Darum geht es, das ist unser Lö- 
sungsansatz, weil, wie sich zeigt, auch me- 
dizinisch anders nichts mehr real wird. Und 
das darf nicht mit der Krankenmisere zuge- 
schüttet werden.“ 

Die Haftunterbrechung bei Heidi zu ei- 


nem Zeitpunkt, wo fast der gesamte Orga- 
nismus aus den Fugen ist, macht eine Be- 
sründung des Begritfs Vernichtungshaft 
überflüssig. Genau darauf wird hingearbei- 
tet in den Knästen von Anfang an bis jetzt: 
der körperliche Zusammenbruch, so dab - 
wenn überhaupt - draußen auf lange Zeit 
keine wirkliche Rekonstruktion möglich ist 
bzw. alles davon in Anspruch genommen ist. 

In diesem Kurs hat es bis heute keinen 
Einbruch gegeben, Rache an den Gefange- 
nen, stellvertretend für den Aufbruch, für 
die, die es ernst gemeint haben. Mit dem 
Kampf um Befreiung, in einem Staat, der 
meinte, davon ausgehen zu können, nach 
zwei Jal ırhunderten abgewürgter revolu- 
tionärer Impulse, dann Hitlerfaschismus 
und nach dem Krieg Konsumentenkultur, 
hier alles Eimanzipatorische erstickt zu ha- 
ben. 

Ich glaube, wir müssen über die Dauer 


und Auswirkung der Vernichtungshaft nicht 
noch mehr sagen. Wer heute jung ist, die 
oder der weiß, was 16 oder 20 Jahre einge- 
mauert sein für sie/ihn bedeutet: fast das 
ganze Leben. 

Christian schrieb dazu 1995: 

„Der Bezug des Gefängnissystems auf die 
Gesellschaft ist ganz direkt. Gleichzeitig 
wirkt dieser Bezug im allgemeinen indirekt, 
unterschwellig, verdrängt. Das ist die sim- 
ple Technik der Mauer und der langen Zei- 
ten, die einen Bereich aus der W fahrneh- 
mung rausnimmt. Die Mauern verbergen 
die Gefangenen vor der Wahrnehmung 
draußen, und sie verbergen auch die Voll- 
zugsfürsten, die schwarzen Magier der Um- 
erziehung und Paranoiker der Sicherheit 
und ihr Handeln. Deshalb gibt es die Auf- 
gabe, das Verdrängte an die Oberfläche und 
ins Bewußtsein zu holen. Was nur politisch 
geht. Die ganzen Hilfsbrücken wie pseudo- 
sensibles Nachempfinden der Details der 
Haftbedingungen, oder das Nachsinnen, ‚es 
könnte irgendwann auch einen selber tref- 
fen’, oder Betreuermentalität sind für nichts 
gut. Es geht nur politisch.“ 


Perspektiven 
internationaler 
Solidarität“ 
für die Freiheit der 


politischen Gefangenen weltweit 
1.- 5.4.1999 in Berlin 


Wie ist die Lage politischer Gefange- 
ner? In jenem oder diesem Land, un- 
ter einem militärischen oder einem de- 
mokratischen Regime? Als gefolterte 
Gewerkschafter/in, ‚verschwundene“ 
Aktivist/in einer Basisgruppe oder ge- 
angene/r Angehörige/r einer bewaff- 
net kämptenden Widerstandsgruppe? 
Welche Kämpfe führen sie und wie 
können sie unterstützt werden: Wel- 
che Forderungen stellen sich, wie kann 
zusammenarbeitet werden? Was sind 
die Erfahrungen der Solidarität und 
welche Perspektiven lassen sind ent- 
wickeln? 

Über das Schicksal Verfolgter, „Ver- 
schwundener“ und politischer Gefan- 
genen zu sprechen, verlangt auch, über 
die Gründe ihres Kampfes, über die 
Ursachen gesellschaftlicher Unter- 
drückung, die Möglichkeit der Gegen- 
wehrundder Befreiung zu diskutieren. 

Dabei ist die unterschiedliche Si- 
tuation von Gefangenen zu berück- 
sichtigen. Die gegebenen Machtver- 
hältnisse drükken sich heute zuneh- 
mend - wie beispielsweise in Palästina, 
Nordirland, Baskenland... - in Dialo- 
sangeboten, Verhandlungen und Frie- 
densverträgen aus. In der Türkei und 
Kurdistan, Kolumbien und Mexiko da- 
gegen im offenen und verdeckten 
Krieg. 

Spezifisch ist die Lage politischen 
Gelangeneri in „demokr schen Über- 
gängen“ der ehemaligen Militärdikta- 
turen Südamerikas (Chile, Argentini- 
en), in Südkorea und den Philippinen. 
Gleiches gilt für die Industriemetro- 
polen USA, Italien und der BRD nach 
dem vorläufigen Ende bewaffneter 
Fundamentalopposition. 

Der Kampf um gesellschaftliche 
Emanzipation wird oftmals abgekop- 
pelt von einer Auseinandersetzung mit 
der auch widersprüchlichen P olitik 
und Geschichte der Linken. Zu ihr 
gehören vielfältigste Protest- und Wi- 
derstandsaktionen, bewaffnete Rebel- 
lionen und Kämpfe. Im „Süden“ wie in 
den westlichen Metropolen. Dies an- 
zuerkennen, verlangt nicht die Zu- 
stimmung zu allen Aktionen und Ia- 
ten, aber es verlangt, historische Auf- 
brüche als das zu respektieren, was sie 
waren und sind: Befreiungsversuche 
der Vernunft aus der Brutalität und 
: Unvernunft kapitalistischer Weltver- 
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hältnisse. Weil diese Verhältnisse nach wie 
vor die Herrschenden sind, sitzen überall 
auf der Welt Menschen, die sich gegen sie 
erhoben haben, in den Gefängnissen der 
Macht. 

Schnelle Antworten und leichte Lösung 
sind nicht zu erwarten, zu unterschiedlich 
scheinen die gesellschaftlichen Bedingun- 
gen politischer Bewegungen und ihre Ziel- 
setzungen. Trotzdem ist eine Verständigung 
über eine mögliche internationale Zusam- 
menarbeit und Koordination notwendig, 
Das ist das Hauptziel der Konferenz. 


Zeitplan der Konferenz 


kKröffnungsveranstaltung der "Teilnehmer 
und Talnehmerinnen: nie Grub- 


9 - 10.30 h Kurzpodium: 
Erfahrungen und Perspektiven internatio- 
naler Solidaritätsarbeit - Vorstellung der Ar- 
beitsgruppen Vertreter/innen der Arbeits- 
gruppen zu Ausgangspunkten und Zielset- 
zungen. 

11 -12.30 h Arbeitsgruppen 

14-18 h Arbeitsgruppen 

20 h öffentliche Veranstaltung, Humboldt- 
Universität Berlin, Kinosaal, Unter den Lin- 
den 6 

„Ohne Gerechtigkeit kein Frieden - Men- 
pir a te und politische Gefangene in De- 


i - 10 h Kurzpodium 

10.30 - 12.30 h Arbeitsgruppen 

14 - 18 h Arbeitsgruppen 
I 


abends: Plenum, Plausch u.a 


9 - 12.30 h interne Veranstaltung: 
\rfahrungen der internationalen Zusam- 
menarbeit an der Frage der politischen Ge- 


fangenen - Angehörigengruppen und Solida- 
ritätskomitees verschiedener Länder berich- 
ten aus ihrer internationalen Arbeit 

14 - 18 h Arbeitsgruppen 


abends: Plenum, Plausch u.a. 


9-14 a Abschlußplenum der Konferenz 
Berichte und Vorschläge aus den Arbeits- 
gruppen, Aussprache und Resümee der 
Konferenz, anschließend Pressekonferenz 
19 h öffentliche Veranstaltung, Volksbühne 
am Rosa Luxemburg Platz 
ir aiik internationaler Solidarität - 
srfahrungen, Ergebnisse und Mögl ichkeiten 
internationaler Zusammenarbeit“ 


Themen, Arbeitsgruppen, 
Veranstaltungen 


Die lage der Konferenz haben jeweils einen 
thematischen Schwerpunkt. Dieses „Ia- 
gesthema“ soll in den Arbeitsgruppen, Ple- 

na und internen wie öffentlichen Veranstal- 
tungen unter den jeweiligen Aspekten und 
Fragestellungen erörtert werden. Damit wir 
trotz der notwendigen Aufteilung eine ge- 
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meinsame Diskussion führen. 


Die Themen: 


Freitag: Ausgangsbedingungen und Si- 
tuation der eigenen Arbeit; Samstag: Be- 
friedung oder Befreiung? Rückwirkung auf 
politische Gefangene und den Kampf für 
die Verwirklichung der Menschenrechte; 
Sonntag: Erfahrungen mit und Erwartun- 
gen an internationale Solidarität; Montag: 
Möglichkeiten internationaler Zusammen- 
arbeit: Im Abschlußplenum Diskussion der 
\rgebnisse, Schlußfolgerungen und Vor- 
schläge für gemeinsame Initiativen 


Die Arbeitsgruppen: 
AG 1: Politische Ju- 


stiz und Verteidi- 


gung 
AG 2: Verhaftet, 
verschleppt und 


„verschwunden“ 
AG 3: Frauen und 
Knast 

AG 4: Menschen- 
würde, Widerstand 
und Organisierung 
in der Gefangenen- 
schaft 

AG 5: Staatliche 
Repression und Wi- 
derstand von unten 
AG 6: Der Kampf 
um die Solidarität 
Die Veranstaltun- 
gen: 

Freitag, 20 Uhr, 
„Ohne Gerechtig- 
keit kein Frieden - 
Friedensprozesse 
und Demokratisie- 
rung“. Internatio- 
nales Podium mit 
Aktivist/innen aus 
Kolumbien, Nord- 


Konferenzzeitung So oder son mit echten, Interviews und en a Sraten Bali 


‚scher Gefangener weltweit. : Bestellt F örderabex 
me a, trieb: Falkstr A © 487 Fra 


Für 20 DM l gibt's: alle ra d der Zei ei- 


Irland, Chile und Palästina. Humbold-Uni- 
versität, Kinosaal, Unter den Linden 6, 
Spendenbeitrag 10 DM 

Sonntag, 19 Uhr, „Erfahrungen und Er- 
wartungen internationaler Solidaritätsar- 
beit“. Internationales Podium mit Akti- 
vist/innen aus Basis- und Befreiungsprozes- 
sen, Ausstellung und KOnzert internatio- 
naler Künstler/innen. Volksbühne am Rosa- 
Luxemburg-Platz, Fintritt 10 DM 

Montag, 19 Uhr, „Perspektiven interna- 


tionaler Solidarität“. Volksbühne 
(Aus dem Programmheft zusammengestellt) 


| Ein Aufruf zur Mithilfe 


Für das weltweite Treffen 
für die Freiheit politischer 
Gefangener in Berlin 
(1.-5.4.1999) 
Unterstützt die 

Kam pagne 1 000x100 


1000 Menschen geben jeweils 190 DM. 
Als Zeichen der Solidarität, der 
Sympathie und Unterstützung 
Libertad!, Konto: 10215811, 


Ökobank {BLZ 50090100) 


Ein Interview in der Konferenzzeitung So oder So Nr. 3 mit Gisela Dutzi: 


„Kulturelle Veränderungen finde 
ich heute zentraler“ 


Gisela Dutzi wurde 1983 verhaftet und zu 
acht Jahren Haft wegen Mitgliedschaft in der 
RAF und Verstoß gegen das Kriegswaffen- 
kontrollgesetz verurteilt. Seitihrer Entlassung 
1991 setzt sie sich u.a. für die Freiheit von po- 
litischen Gefangenen ein. 


Wieviele Gefangene aus der RAF sind heute 
noch im Knast? Wieviele Jahre sind sie ge- 
fangen, was sind ihre Haftbedingungen und 
wann ist frühestens mit ihrer Entlassung zu 
rechnen? 

Christian (Klar) ist seit 16 1/2 Jahren im 
Knast. Bei Brigitte (Mohnhaupt) sind es 
ebenfalls 161/2 Jahre, bei Rolt (Heißler) und 
Rolf Clemens (W agnor) 2 20 Jahre, bei Fva 
is laule) 13 Jahre, bei Sieglinde (I lakmann) 

21 Jahre, bei Stefan (Wisniewski) 2 22 Jahre 
und Birgit (Hogefeld) sind es jetzt sechs Jah- 
re Haft. Heidi (Schultz) hat aktuell für ein 
halbes Jahr Haftunterbrechung. Ihr ge- 
sundheitlicher Zustand war derart schlecht: 
daß es nur noch eine Frage kurzer Zeit war, 
wann ihre lebenswichtigen körperlichen Sy- 
steme, völlig zusammenbrechen. 

Die Haftbedingungen sind von Knast zu 
Knast unterschiedlich. Für einzelne gibt es 
inzwischen einen begrenzten Zugang zum 
allgemeinen Knastleben; für Brigitte, Chri- 
stian und Rolf ist es nach wie vor sehr ein- 
geschränkt. Aber das spielt auch nur noch 
bedingt eine Rolle. Zentral ist, daß alle in 
einem ı anderen Knast voneinander isoliert 
sind. Was das für die Kommunikation, für 
das Leben überhaupt und die Potenzierung 
davon über 16 oder 20 Jahre bedeutet - das 
ist nur schwer zu beschreiben. 

Es ist ein täglicher Kampf, diesem Zu- 
stand überhaupt Leben abzuringen. Die 
Vernichtungsabsicht ist real und materiell. 
Daher geht es auch kaum noch, über die ein- 
zelnen Haftbedingungen zu sprechen und 
an ihrer Veränderung zu überlegen. Auch, 
wenn es daran immer wieder Kämpfe gibt . 
Die Gefangenen müssen raus aus dem 
Knast. Ohne Pathos hat diese Forderung ei- 
ne Dimension von Leben oder 'lod. 

Festgesetzte Entlassungstermine gibt es 
nicht. Selbst bei Sieglinde (I lehmann) ist es 
noch in der Schwebe. Es gibt keine Ent- 
scheidung, ob sie nun im Frühjahr 1999 
rauskommt. Auf der juristischen Verfah- 
rensebene gibt es bei Rolf-Clemens und Eva 
keinerlei „Aussicht“. Bei Rolf wird ein Ver- 
fahren kommen, bei Christian wurde auf 26 
Jahre gesetzlicher Mindesthaftzeit ent- 
schieden, bei Brigitte will die Bundesan- 


waltschaft 24 Jahre. Also all das ist nichts, 
womit zu „rechnen“ wäre. Vor allem deshalb 
nicht, weil schon jeder lag, an dem sie drin- 
nen sind, ein lag zuviel ist. Das ist die Fra- 
se, die uns beschäftigt: Wie ist das zu ver- 
ändern, wie bekommen wir sie raus? 


(...) 


Gibt es eine Verbindung unter den ehemali- 
gen Gefangenen aus der RAIF? Wie ist ihre so- 
ziale Situation? Gibt es psychische und phy- 
sische Nachwirkungen der jahrelangen Haft 
und Isolation? 

Ja sicher, es gibt Verbindungen unter ehe- 

maligen Gefangenen aus der RAF Nicht un- 
ter aleti aber die, die es gibt, sind für mich 
sehr tiefe Beziehungen und Freundschaft- 
ten. Wir mögen uns und teilen sehr exi- 
stentielle Erfahrungen miteinander, die ei- 
ne Verbundenheit ‘geschaffen haben. Das 
hält auch Widersprüche und Krisen aus, die 
alle auch haben nach dem Knast und in der 
Suche, wie das Leben heute für einen aus- 
sehen kann, wo der Ort ist - nicht nur im rä- 
umlichen Sinne - welche Orte wir uns schaf- 
fen, in denen wir uns bewegen und leben 
können. 

Die soziale Situation, die wir nach dem 
Rauskommen erlebten, ist sehr schwierig. 

Alle fangen alles von vorne an, die Bezie- 
hungen, die existentiellen Probleme, Geld, 
Wohnung ... Es ist ein sich Zurechtzufin- 
den in einer Welt, die sich doch sehr verän- 
dert hat. 

Klar, der Knast ist, auch wenn wir draußen 
sind, nicht spurlos an uns vorbeigegangen. 
Das sind keine „Nachwirkungen“, sondern 
massive Auswirkungen der Folter und jah- 
relangen Isolation. Bei einigen sind die ge- 
sundheitlichen Schäden irreparabel. Auch 
die psychischen Erfahrungen, die du ge- 
macht hast, hinterlassen Wunden oder Nar- 
ben. Die Verletzlichkeit kann ungemein 
sroß, die Sensibilität kann aber auch gleich- 
zeitig eine Stärke sein und Kraft geben. Der 
Kampf ist eher der des eigenen Umgcehens 
damit, das zu lernen, Bedingungen und 
Menschen zu haben, die verstehen, die Be- 
ziehungen entwickeln, Liebe, Zärtlichkeit 
.. - alles, was du so brauchst, um die extre- 
men Hochs und’liefs, die du nach einerjah- 
relangen Ausnahmesituation hast, aushal- 
ten zu können. 


Vor sieben Jahren fand zuletzt der Weltwirt- 
schaftsgipfel in Deutschland statt. Damals 
waren die politischen Gefangenen, ihre Si- 


tuation und Diskussion innerhalb der Gege- 
naktivitäten sehr präsent. Auch Du selbst 
hast auf einer Veranstaltung gesprochen. In 
der aktuellen Mobilisierung tauchen die po- 
litischen Gefangenen kaum auf. Was denkst 
Du, sind die ride warum sie insgesamt in 
der linken Diskussion kaum noch eine Rolle 
spielen? Sind sie vergessen worden, oder ha- 
ben sie selbst ihre ehemals öffentliche Präsenz 
aufgeben? 

Soviel ich weiß, gibt es Leute, die in dieser 
Mobilisierung auch die Situation der Ge- 
fangenen thematisieren wollen. Wichtig 
finde ich, daß keine Ersatz- oder scheinen. 
entierungen für eine Politik, die ja nirgends 
srade aufscheint, an die Freilassungsforde- 
rung für die Gefangenen drangcklebt wird. 
Die Entscheidung, sich für Freiheit der Ge- 
fangenen einzusetzen, hat ein eigenes Ge- 
wicht. 

Mit dem, was 1992 in München lief, ist es 
insgesamt schwer zu vergleichen. 

Nicht nur da sind die Mobilisierungen ja 
viel schwächer. Das ist überall so. Vor allem 
auch dort, wo versucht wird, zwanghaft ei- 
ne linke radikale Politik und Ideologisierun- 
sen aufrechtzuerhalten. Der institutionali- 
sierte Charakter, den Mobilisierungen des- 
halb bekommen, ist eher tödlich, als daß was 
Belebendes und Bewegendes entsteht. 

Worum geht es? Befreiung, Leben und 
Freiheit. Und ich bin mir sicher, daß in der 
„Restlinken“ oder aus dem Rest linker Poli- 
tik da nicht ranzukommen ist. Nicht weil sie 
zu blöde sind, es entspricht einfach nicht 
der Zeit, der Lage, dem Umbruch. 

Kulturelle Veränderungen finde ich heu- 
te zentraler, und daß aus denen auch mal 
wieder Impulse für den Befreiungsprozeh 
kommen können. Ob das dann noch linke 
Politik heißt, weiß ich nicht, oder noch bes- 
Ser - Veränderungen, in denen die Aufhe- 
bung der Politik überhaupt läuft. 

Das sind nur paar angerissene Gedanken 
dazu, woraus ich entscheide und mir die 
Freiheit nehme, an diesen Mobilisierungen 
teilzunehmen, daran mitzuarbeiten oder 
nicht. Ich gehe davon aus, dab diese Frage 
des Sinns sich auch die anderen im Knast 
stellen. Wobei einfach noch etwas, das oft 
unterschätzt wird, dazu kommt, daß es nach 
Jahren der Isolation und Knast verdammt 
schwer ist, den sinnlichen Bezug nach 
draußen zu halten, der mit etwas anderem 
gefüllt ist außer leeren Worten und Briefen. 

Der Widerstand gegen das Knastsystem, 
dieser alltäglich laufenden Vernichtung das 
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Ein Bild aus alten Tagen und 
Dokument des veränderten La- 
ge: In den 70er Jahren stand 
Otto Schily (2. von rechts) als 
Rechtsanwalt und Verteidiger 
von RAF-Gefangenen noch im 
Visier des Staatsschutzes 
(während der „Aktion Winter- 
reise“ wurde seine Berliner 
Kanzlei durchsucht), heute 
schlägt er - inzwischen Bun- 
desinnenminister - selbst mit 
der „ganzen Härte des Geset- 
zes“ gegen die kurdische Bevöl- 
kerungsgruppe in der BRD zu. 


Leben abzuringen, braucht total viel Kraft 
und zehrt an einem. Und das wird in den 
Jahren ja nicht weniger. 


Wie schätzt du die Lage nach dem Wechsel 
in Bonn ein? Sind von der rot-grünen Regie- 
rung Veränderungen bezüglich der „Gefan- 
genenfrage“ zu erwarten? 

Dazu fällt mir nicht mehr viel ein - Tages- 
politik und herrschende Machtverhältnisse, 
ob rot, grün oder schwarz, spielt da keine 
Rolle. Ich geheja auch nicht wählen, obwohl 
das heute schon sehr verpönt ist. Daß die 
Grünen, wenn es opportun ist, sich gerne 
über ein Befriedungsprojekt profilieren, wis- 
sen wir ja. So wie die Wahlen in Hessen aus- 
gingen, ist es für sie wahrscheinlich nicht 
opportun zur Zeit. Ich weiß es nicht, ob von 
der Seite was kommt. Ich will einfach nur 
sagen, daß ich von und aus diesem tagespo- 
litischen Gerangel nichts erwarte. 


Gibt es Versuche, das politische Projekt des 
bewaffneten Kampfes und sein vorläufiges 
Einde innerhalb der ehemaligen Gefangenen 
zu bewerten? 

Was heißt bewerten? „Schlecht“ oder „gut“, 
Urteil? Das ist Quatsch. Wahrscheinlich be- 
werten am ehesten diejenigen, die nach uns 
kommen - aus der geschichtlichen Distanz. 
Wir haben diese Geschichte gemacht. Si- 
cher geht es in unseren Gesprächen und 
Diskussionen auch immer wieder darum. 
Aber es gibt zur Zeit keinen Versuch einer 
Reflexion mit allen, mit dem Ziel, das zu 
veröffentlichen, wenn ihr das meint. 


Nehmen ehemalige Gefangene aus der RAF 
an der Berliner Konferenz teil, und wenn ja, 
mit welchem inhaltlichen Schwerpunkt? 

Ja, Schwerpunkt ist die Freiheit der Gefan- 
genen, die Beziehungen zu den Leuten aus 
anderen Ländern, auch zu anderen ehema- 
ligen Gefangenen und Frauen, der „Erfah- 
rungsaustausch“, die Bereicherung und 
Vergrößerung des eigenen Blickwinkels ... 


„Menschenwürde und politische Organisie- 
rung im Knast“ lautet das Thema einer der 
Arbeitsgruppen. Welches Verständnis hatte 
die RAF von politischer Gefangenschaft? Wie 
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habt ihr euch organisiert und gekämpft? 
Das Verständnis von politischer Gefangen- 
schaft war nicht statisch, es entwickelte und 
veränderte sich, so wie es auch draußen und 
überall Veränderungen gab, die Bedingun- 
gen andere wurden usw. 

Gefangenschaft und Knast haben wir als 
ein anderes Terrain verstanden, auf dem wir 
den Kampf fortsetzten, den wir draußen 
führten. Der Gegner war derselbe und auch 
unser Ziel: Befreiung. Es war auch auf die- 
sem Terrain ein Kampf um Leben undlod. 
Einige von uns wurden im Knast umge- 
bracht. 

Auch wenn wir isoliert und über viele Knä- 
ste verstreut waren, haben wir uns als Kol- 
lektiv verstanden, Wir haben um unsere 
Kommunikation gekämpft. Dieser Kampf 
war in der Isolation eine Überlebensfrage. 
Wir haben viele Hungerstreiks gemacht, um 
unsere Zusammenlegung zu erreichen. Das 
waren die organisierten Kämpfe. Um unse- 
re Würde, „Menschenwürde“, ging es täg- 
lich. Die Verfügungsgewalt im Knast, grade 
in der Isolation, ist ja absolut. Du hast dich 


und deine Würde. Außerhalb deiner Haut 
bist du täglich mit feindlichem Terrain kon- 
frontiert. Das Ziel der Isolation ist, in dich 
einzudringen und dich als Subjekt zu zer- 
stören. 


„Befriedung oder Befreiung“ ist der pro- 
grammatische Titel der Konferenz. Wie ord- 
nest du die letzten Jahre der radikalen Linken 
in Deutschland in diesem Spannungsver- 
hältnis ein? 

Na ja, sicher mehr unter „Befriedung“ als 
„Befreiung“. Aber diese Herangehensweise, 
diese Einordnung beschäftigt mich nicht. 
Es läßt sich nicht über die „richtige“ Be- 
wertung ändern oder über pc-Verhalten (po- 
litical correctness, Anm.), radikale „Positio- 
nen“ oder Haltungen. Aber die Begriffe sind 
auch veraltet und kommen aus einem Poli- 
tikverständnis, das nicht mehr existiert oder 
lebt. Befreiung ist allerdings etwas Zentra- 
les. Fin Prozeß in dem das gefüllt oder ent- 
wickelt wird, ist ja die Voraussetzung, um es 
überhaupt wieder in politischen Kriterien 
umzusetzen. 


 ZeugInnenvorladungen 


vor dem OLG D’dorf 


` Am 22. und 3. März waren sieben Menschen 
‚ aus dem sogenannten „Umfeld“ der beiden 
‚ Angeklagten aus Aachen und Hamburg im 
‚ Rahmen des $129a-Komplexes vorgeladen. 
. Zwei Frauen sind diesen Vorladungen nicht 
‚ gefolgt, sie haben ihren Wohnsitz im Aus- 
. land und können somitlaut Schengener Ab- 
- kommen nicht mit Zwangsmaßnahmen be- 
- legt werden. Ein Mann meldete sich krank 
‚und soll für den 23. März erneut geladen 
. werden. 

Insgesamt ist bisher bekannt, daß gegen 
; drei der geladenen Frauen $129a-Ermitt- 
_ lungsverfahren im selben Zusammenhang 
. von der BAW eingeleitet wurden. Den vier 
‚ an den beiden "lagen Erschienenen war im 
‚ Vorfeld bestätigt worden, daß ihnen in un- 
‚ terschiedlichem Ausmaß das Aussagever- 


weigerungsrecht nach $55 StPO zugestan- | 
den wird. In diesem Rahmen warihnennach | 
dem neuen $68b StPO ein Rechtsbeistand ; 
beigeordnet worden, der auch ein Rederecht _ 
hatte. ; 
Insgesamt ist von den Zeuglnnen der 
Großteil der Aussagen verweigert worden į 
(eine Zeugin verweigerte jegliche Aussage). | 
Die gemachten Aussagen lauteten in der Re- _ 
gel: „Weiß ich nicht“ oder „Nein“ - letztere | 
z.B. auf die Frage: ‚Waren Sie Mitglied der | 
Am Tag der ersten Vorladung zeigte der _ 
Vorsitzende Richter sich scheinbar beein- ; 
druckt durch die etwa 40 anwesenden soli- 
darischen PiozeßbeobachterInnen, so daß ; 
er den Beginn erst einmal um eine Stunde | 
verzögerte, um ein Dutzend bewaffneter ; 
Bewacher in Uniform herbeizutelefonieren. ; 

Fine Bewertung der Situation und dessen, ; 
was gelaufen ist, ist für uns zur Zeit noch ; 
nicht möglich. ProzeßbeobachterInnen und ; 
Zeuglnnen im „AlZ-Prozep“ : 


Bericht über die Prozessen, die in der Zeit vom 22.2.-2.3.1999 in Stuttgart-Stammheim stattfanden 


Urteile gegen Kurdinnen und Kurden 


Von den 22 in Stammheim stattfindenden 
Prozessen endeten 18 mit Haftstrafen auf 
drei Jahre Bewährung und vier mit Haftstra- 
fen ohne Bewährung. Die auf Bewährung 
ausgesetzten Haftstrafen variieren zwi- 
schen fünf und sieben Monaten, die 
Haftstrafen ohne Bewährung betragen 
zweimal acht, einmal sieben und einmal 
sechs Monate. Alle Anwälte der zu Haft Ver- 
urteilten sind bereits in Revision gegangen. 
Insgesamt ist es gelungen, für 14 Angeklag- 
te einen Wahlverteidiger vor Beginn der 
Schnellverfahren zu organisieren. Eine zu 
ciner Haftstrafe verurteilten Kurdin wird in 
der Revision von einer Anwältin ihres Ver- 
trauens vertreten. 


Zu den Abschiebungen 


Bei zwei Kurden, die in den Schnellverfah- 
ren verurteilt wurden, ist die Aufenthaltssi- 
tuation noch nicht entschieden. Im ersten 
Fall handelt es sich um ein noch offenes Asy- 
Iverfahren, d. h. es liegt noch keine Auswei- 
sungsverfügung vor. Wegen der Verurtei- 
lung zu acht Monaten Haft haben seine An- 
wälte Revision eingelegt. Sollte in der Revi- 
sion die Haftstrafe in eine Bewährungsstra- 
fe umgewandelt werden, sind weitere juri- 
stische Schritte möglich. 

Im anderen Fall ging es in der Anklage 
nicht um die Konsulatsbesetzung, sondern 
um die Teilnahme an einer Demonstration 
am 18.2. in der Stuttgarter Innenstadt. Dem 
Angeklagten wurde Körperverletzung und 
Widerstand gegen Polizeibeamte vorgewor- 
fen. Schon vor dem Verfahren war er in Ab- 
schiebehaft genommen worden und sollte 
direkt nach seiner Verurteilung abgescho- 
ben werden. Nachdem er in Stammheim zu 
sieben Monaten ohne Bewährung verurteilt 
wurde, wurde er aus dem Prozeß heraus zum 
Flughafen transportiert und dort in eine 
Maschine nach Ankara gesetzt. Im letzten 
Moment wurden Rechtsmittel dagegen ein- 
gelegt und die Abschiebung vorübergehend 
vom Innenministerium ausgesetzt. Laut 
seinem Rechtsanwalt sind allerdings die 
Chancen für eine dauerhafte Aufenthalts- 
genehmigung sehr gering. 


Zu den Verurteilungen 


Zu der Frage, warum vier Angeklagte (im 
Gegensatz zu den anderen 18) zu Haftstra- 
fen ohne Bewährung verurteilt wurden, zi- 
tierte die. „Stuttgarter Zeitung“ am 2.3. 
Amtsrichter Lutz Petzold: „Ausschlagge- 
bend sei gewesen, daß die Angeklagten ent- 
weder vorbestraft oder nicht geständig ge- 
wesen seien.“ 


Da auch Bewährungsstrafen für vorbe- 
strafte Kurden ausgesprochen wurden, ist 
dieser Teil der Feststellung eher zu ver- 
nachlässigen. Wichtiger erscheint die Aus- 
sage über die „Geständigkeit“ der KurdIn- 
nen. Dieser Eindruck konnte schon am er- 
sten Verhandlungstaggewonnen werden, als 
Richter Waitzinger im allerersten Verfahren 
einen Kurden, der keinerlei Angaben mach- 
te (in Anwesenheit von ca. 20 Pressevertre- 
tern!), zu acht Monaten Haft ohne Be- 
währung verurteilte. Die dann im folgenden 


verunsicherten Kurden haben sich alle da- 
zu bekannt, im Generalkonsulat gewesen zu 
sein. Unterschiedlich waren nur die Anga- 
ben darüber, was sie dort getan hätten. Aus- 
sagen über andere an der Aktion Beteiligte 
wurden nicht gemacht. 

Die nächste Haftstrafe wurde ausgespro- 
chen, als ein Angeklagter die Konsulatsbe- 
setzung in Zusammenhang stellte mit der 
griechischen Beteiligung an der Verschlep- 
pung von A. Ocalan und bemerkte, daß das 
Vorgehen Griechenlands auch weiter zu be- 
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obachten sei ... 

Fin weiterer Aspekt bei der Verurteilung 
zu Haftstrafen scheint eine ungeklärte auf- 
enthaltsrechtliche Situation zu sein. Mit 
solch einem Urteil kommt man dem von 
Bundesinnenminister Schily formulierten 
Wunsch nach zügigeren Abschiebungen ei- 
nen Schritt näher. 

Die letzte Verurteilung zu einer Haftstra- 
fe von sechs Monaten betraf eine kurdische 
Mutter von sieben Kindern. Das Gericht 
räumte ein, daß sie die Haft erst zu dem 
Zeitpunkt antreten müsse, wenn ihr Mann, 
der am 2.3. Prozeß in Stammheim hatte, aus 
der Haft entlassen würde. 


Abschließende Bewertung der 
Schneilverfahren 


Wie in den „Stuttgarter Nachrichten“ vom 
2.3. zu lesen war, ging es in den Verfahren 
vorzugsweise darum, die Effektivität der 
„hautnahen Zusammenarbeit zwischen Po- 
lizei und Justiz“ (Zitat: Klaus Pflieger, Lei- 
ter der Staatsanwaltschaft) unter Beweis zu 
stellen. Und weiter: „In Stuttgart wurde 
Stärkebewiesen.“ Stolz verkündete auch In- 
nenminister Thomas Schäuble: „Baden- 
Württenberg habe mit seinen beschleunig- 
ten Gerichtsverfahren bundesweit am 
schnellsten reagiert“ und: „Fine schnelle 
Strafe ist viel wichtiger, als die Frage, wie 
hoch die Strafe ausfällt.“ 

Wir hatten schon in unserer Pressemit- 
teilung vom 21.2.1999 darauf hingewiesen, 
daß aufgrund der extrem kurzen Zeitspan- 
ne zwischen Verhaftung und Prozeßeröff- 
nung es weder für den Angeklagten noch für 
den Verteidiger, geschweige denñ gemein- 
sam, möglich ist, den Prozeß entsprechend 
den eigenen Vorstellungen vorzubereiten. 
Jetzt, nach Beendigung der Verfahren, müs- 
sen wir diesen Findruck bestätigen. Wir 
denken, daß gerade die schnelle Verhaftung 
und die drohende Gefängnisstrafen viele 
der angeklagten KurdInnen sehr verunsi- 
chert hat. Der medienwirksame Schrei der 
politisch Verantwortlichen nach schnelle- 
ren Abschiebungen hat sicherlich 
das seine dazu beigetragen. In die- 
sem Zustand mußten sich die An- 
seklagten vor Gericht verantwor- 
ten, ohne die Möglichkeit zu haben, 
sich mit anderen darüber auseinan- 
derzusetzen. 

Gerade jetzt, wo kurdische Men- 
schen mal wieder unter Beweis ge- 
stellt haben, daß sie sehr schnell, ge- 
schlossen und auch effektiv eine 
Nachrichtensperre durchbrechen 
können, muß es im Interesse der 
hier politisch Verantwortlichen lie- 
gen, die Initiative zurückzugewin- 
nen. Dieses Ziel wurde mit den 
Schnellverfahren auf rein repressi- 
ver Ebene verfolgt, auch wenn kei- 
ne Höchststrafen verhängt wurden. 
Unserer Einschätzung nach lag die 
hauptsächliche Intention darin, die 
kurdische Basis zu verunsichern. 
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Ein Brief ais der JVA Bochum 


; Liebe Leute, 

; gestern habe ich Euch geschrieben, der 
< Genosse Hasan Hayri Güler (ein im 
: großen Düsseldorfer Kurdenprozeß verur- 
; teilter kurdischer Genosse - Red.) werde 
nach Frankreich abgeschoben. 

© Das ist nicht geschehen. 

; Nach lelefonaten mit seinen Angehöri- 
; gen und RA Müller in Köln hat Hasan die 
; „Abschiebung nach Frankreich“ zu die- 
sem Zeitpunkt verweigert. 

; Erst vergangene oder vorvergangene 
< Woche wurde Hasans Anwältin Heike 
Krause (auch in Köln), die sich 2.7. auf ei- 
: ner Delegationsreise in der Türkei befin- 
; det, vom französischen Konsulat mitge- 
; teilt, Hasan werde in Frankreich weder er- 
; neut politisches Asyl noch eine 'Iransitge- 
; nehmigung gewährt. (Hasan hatte vor sei- 
; ner Einknastung politisches Asylin Frank- 
- reich, welches nach mehr als dreijähriger 
< Abwesenheit erloschen war.) 

: Vorgestern haben zwei Büttellnnen des 
< sBKA unter Wortführung eines Herrn 


Gerade die Verurteilung einer Mutter von 
sieben Kindern spiegelt dies exemplarisch 
wieder. 

Daß Amtsgerichtsvertahren an einem Ort 
wie Stammheim stattfinden, der bekannt 
ist für sogenannte lerrorismusprozesse 
nach $ 129a, unterstreicht diese Vermutung. 
Das Aufgebot der im Gerichtssaal anwe- 
senden Sicherheitskräfte liegt ebenfalls 
sanz auf dieser Linie. 

Aber es findet sich in diesem Vorgehen 
auch noch eine andere Komponente wieder: 
die in der deutschen Bevölkerung erzeugte 
Stimmung. Anstatt von den Medien ange- 
halten zu werden, sich mit den Beweggrün- 
den der Kurdinnen auseinanderzusetzen 
und sich Gedanken zu machen, über die 
Rolle der BRD in dem in der Türkei statt- 
findenden Krieg, wurde ein Klima der Be- 
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Dietmann Hasan hier aufgesucht, um ihn | 
zur Einwilligung in eine „sofortige Ab- . 
schiebung nach Frankreich“ zu nötigen. | 

Dies muß als Versuch, Hasan in die Ge- ; 
walt türkischer Behörden zu verschlep- 
pen, verstanden werden! ı 

Hinsichtlich des für den 30.3.99 an- | 
gekündigten Urteils des Bundesverwal- 
tungsgerichts bezüglich des Abschiebe- . 
stopps für in der BRD politisch aktive ; 
KurdInnen kann vermutet werden, daß 
hier ein „Präzedenzfall“ geschaffen wer- 
den sollte. C 

Das perfide Verhalten deutscher Re- ; 
pressionsorgane gegen politisch mifliebi- | 
ge Menschen wurde wieder einmal in al- | 
ler Deut(sch)lichkeit demonstriert: Die | 
Büttellnnen haben mit der physischen & 
psychischen Streß- und Notsituation ei- | 
nes seit über elf Jahren, lange Zeit der | 
weißen Folter unterworfenen Gesin- | 
nungsgefangenen kalkuliert. Der Plan ist , 
gescheitert, Hasan nicht in die Falle ge- | 
gangen. : 
Berxwedan jiyane! 


drohung und Feindseligkeit geschaffen. 
Diese Stimmung richtet sich nicht mehr 
nur gegen das Anliegen der KurdInnen im 
besonderen, vielmehr schon gegen „straf- 
fällige Ausländerinnen“ im allgemeinen. 
Dies dient der Argumentation gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft ebenso wie 
dem Ruf nach weiteren Verschärfung des 
Asylgesetzes. 

Stuttgarter Komitee zur Unterstützung der 
kurdischen politischen Gefangenen 


Ein durch die türkische Armee zerstörtes Dorf 
in Kurdistan 


Nach der Verschleppung Öcalans 


Zwischenbilanz des 
Staatsterrors 


In kurdischen Zeitungen und Med-TV wur- 
de am letzten Wochenende die ersten Stel- 
lungnahmen Abdullah Ocalans seit seiner 
Verschleppung und Inhaftierung in der Tür- 
kei verbreitet. Er warnte die Türkei zu glau- 
ben, daß durch seine Vernichtung die Kur- 
denfrage gelöst werden könne. 'Irotz psy- 
chischer und physischer Folter sollte sich die 
regierende „Bande“ nicht in dem Irrtum 
wiegen, daß der Prozeß gegen ihn das Ende 
des Kampfes gegen Ungerechtigkeit und für 
Selbstbestimmung der Völker in der Türkei 
bedeute. Ocalan sprach von „historischen 
lagen“. Er forderte erneut die Lösung der 
kurdischen Frage auf politischem Wege. 
Diese Aussagen kamen nach dem Besuch 
der Antifolterkommission der EU und sei- 
ner Anwälte an die Öffentlichkeit. 

Der türkische Menschenrechtsverein leg- 
te eine Bilanz des 'Lerrors der türkischen Si- 
cherheitsbehörden für den Monat Februar 
vor: 20 Radio- und Fernsehstationen wur- 
den für 117 Tage geschlossen. 16 Journali- 
sten wurden wegen „separatistischer Propa- 
ganda“ angeklagt. 21 Zeitungen und Zeit- 
schriften wurden verboten. Die Partei DKP 
wurde verboten, das Verfahren gegen die 
HADEP läuft weiter. 63 Parteizentralen und 
-büros, Kulturzentren und Vereine wurden 
von der Polizei gestürmt und durchsucht. 
417 Personen wurden dabei verhaftet. Ge- 
gen den Rechtsanwalt von Abdullah Ocalan 
wurde ein Verfahren eingeleitet unter dem 
Vorwurf, er habe die Regierung, den Staat 
und dessen Sicherheitskräfte beleidigt. Die 
Staatsanwaltschaft fordert über ein Jahr Ge- 
fängnis. Die Samstagsmütter können sich 
nicht mehr vor dem Galatasaray-Gymnasi- 
umin Istanbul versammeln. In der Zeit vom 
16. bis 24. Februar wurden 3369 Menschen 
inhaftiert, 49 Zivilisten, elf Polizisten und 
ein Dorftschützer wurden verwundet, zwei 
Zivilisten und ein Dorfschützer verloren ihr 
Leben. 

Die Verhaftungswelle richtete sich 
hauptsächlich gegen Gewerkschaften und 
HADEP-Mitglieder. 12 politische Gefange- 
ne setzten sich in unterschiedlichen Ge- 
fängnissen in Brand, einer starb. Am 5. März 
wurde der Journalist der Zeitung Dayanis- 
ma und Gewerkschaftsfunktionär Süleym- 
an Yeter nach seiner Festnahme auf einem 
Istanbuler Polizeirevier totgeschlagen. In 
Kocueli wurde eine Versammlung der Ge- 
werkschaft KESK zum internationalen 
Frauentag, an der 2000 Menschen teilnah- 
men, von der Polizei gestürmt. Ähnliche Po- 
lizeiaktionen gegen die Abhaltung des in- 
ternationalen Frauentags fanden in der 
ganzen Türkei statt. In Van, Idil, Batman, 
Nusaybin und anderen Regionen gehen Mi- 
litärs gegen Besitzer von Satellitenschüsseln 


vor. Allein in der Region um Idil wurden die 
Satellitenantennen in 75 Dörfern beschla- 
gnahmt. In Nusaybin, Batman, Van, Sürt 
und Diyarbakir gehen unterdessen die Rol- 
ladenschließaktionen ununterbrochen wei- 
ter. In Nusaybin versuchte das Militär, mit 
Panzern diese Aktion zu beenden, und zer- 
störte 300 Läden. Die Studenten von Diyar- 
bakir und Mardin führen weiter ihre Boy- 
kottaktionen durch, an denen sich auch 
Schüler beteiligen. Die inhaftierten Ge- 
werkschafter von KESK in Diyarbakir muß- 
ten inzwischen freigelassen werden. Ihre 
Festnahme hatte zu zahlreichen Protesten 
von deutschen Gewerkschaften geführt. In 
Ankara wurde jetzt aber der Vorsitzende der 
Gesundheitsgewerkschaft Ali Urküt in Un- 
tersuchungshaft genommen. Ihm wird vor- 
geworfen, in einer Presseerklärung die fried- 
liche und demokratische Lösung der Kur- 
denfrage gefordert zu haben. 

is gab verschiedene Bombenanschläge. 
Einige richteten sich gegen militärische Ob- 
jekte und den Gouverneur der Provinz Can- 
kiri. Die Hintermänner von Bombenan- 
schlägen auf Kaufhäuser in Istanbul, zu de- 
nen sich eine „Rachebrigade“ bekannte, 
sind bisher unbekannt und könnten auch 
Provokationen der Konterguerilla darstel- 
len. 

Eine der Delegationen aus Deutschland, 
die zu dem Prozeß gegen Eva Juhrke und in 
die kurdischen Gebiete einreisen wollten, 
wurde festgesetzt und zurückgeschickt. Die 
türkische Regierung hat einen Beschluß ver- 
öffentlicht, wonach keine Berichterstattung 
aus den kurdischen Gebieten und über das 
Verfahren gegen Abdullah Ocalan zugelas- 
sen werden soll. Zu Newroz werden Dele- 
gationen aus Europa in der Türkei erwartet. 
Die HADEP und der Gewerkschaftsver- 
band KESK haben dazu aufgerufen. 
rub, Politische Berichte 6/99, leicht gekürzt. 
Quelle: Ozgür Politika, Med-IV, Hürriyet, 
CL-Netz 


Türkisches Revisionsgericht bestätigt 
rteil gegen Eva Juhnke: 15 Jahre Haft 


Beschwerde beim 
Europäischen 
Menschengerichtshof 


Der Oberste Gerichtshof in Ankara hat am 
10.3. das Urteil gegen Eva Juhnke bestätigt. 
Eva Juhnke war im September 1998 vom 
Staatssicherheitsgericht in Van wegen Mit- 
gliedschaft in der PKKzu 15 Jahren Haft ver- 
urteilt worden. Das Urteil löste vor allem auf 
Grund der Umstände der Verhaftung Eva 
Juhnkes Proteste von Menschenrechtsorga- 
nisationen und Anwältinnen aus. Sie warim 
Oktober 1997 von türkischen Spezialein- 
heiten in Südkurdistan - also aufirakischem 
Staatsgebiet - festgenommen und völker- 
rechtswidrig in die Türkei verschleppt wor- 
den. Diesbezügliche Einwände der Anwäl- 


te wurden aber vom Staatssicherheitsge- 
richt nicht wahrgenommen. 

Auch beim Revisionsverfahren, dem auch 
eine  Menschenrechtsdelegation aus 
Deutschland beiwohnte, wurden die Anträ- 
ge bezüglich der völkerrechtswidrigen Ver- 
schleppung ignoriert; die Ablehnung des 
Revisionsantrags erfolgte ohne Begrün- 
dung. Die Anwälte werden nun Beschwer- 
de beim Europäischen Menschenrechtsge- 
richtshof einlegen und dort neben der völ- 
kerrechtlichen Umstände auch die Folteran 
ihrer Mandantin zur Sprache bringen. Eva 
Juhnke wurde nach ihrer Verhaftung einer 
zwangsweisen „Jungfräulichkeitsuntersu- 
chung“ unterzogen - einer Foltermethode, 
der nahezu alle weiblichen politischen Ge- 
fangenen in der Türkei ausgesetzt sind. 

Die Delegation wird in der kommenden 
Woche Eva Juhnke im Gefängnis von Bat- 
man besuchen. Dort befindet sie sich aus 
Protest gegen die Verschleppung des PKK- 
Vorsitzenden Abdullah Ocalan zusammen 
mit 20 anderen Gefangenen seit dem 1. 
März in einem unbefristeten Hungerstreik. 
Newroz-Delegationsbüro, 10.3.1999 


Dokumentiert 
Hungerstreik- 
erklärung von 


Eva Juhnke 


Ich protestiere hiermit auf das Schärfste ge- 
gen das durch den US-Imperialismus, das 
zionistische Israel, den türkischen Faschis- 
mus und alle rückständige Mächte ausge- 
heckte schmutzige Komplott gegen das 
Freiheitssymbol des kurdischen Volkes und 
aller unterdrückten Völker, gegen unseren 
Lichtblick auf Freiheit und Sieg - unseren 
Vorsitzenden Abdullah Ocalan. Dieses 
Komplott richtet sich nicht nur gegen eine 
Führungspersönlichkeit. Es richtet sich zu- 
gleich gegen den Freiheitswillen des kurdi- 
schen Volkes und gegen alle Unterdrückten. 
Als unser Vorsitzender am 12. November 
1995 nach Europa kam und seinen Frei- 
heitswillen bekundete, wurde seine zum 
Frieden ausgestreckte Hand von allen eu- 
ropäischen Staaten abgewiesen, und das 
Komplott nahm seinen Lauf. Das Europa, 
das sich stets mit Begriffen wie Freiheit, De- 
mokratie und Menschenrechte identifi- 
ziert, zeigte mit diesem Akt sein wahres Ge- 
sicht. Vor allem Deutschland überhörte, wie 
stets zuvor, auch diesmal die Hilfeschreie 
des kurdischen Volkes. Statt dessen führte 
es seine häßliche Politik gegen das kurdische 
Volk fort. Ich persönlich schäme mich, 
Staatsbürgerin eines Landes zu sein, das 
solch eine menschenverachtende Politik be- 
treibt. 

Seit Jahren wird in den kurdischen Ge- 
bieten ein schmutziger Krieg gegen das kur- 
dische Volk geführt, der letztendlich auf 
dessen systematische Vernichtung abzielt. 
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Dieses Gebiet ist Zeuge eines der barbari- 
schen, faschistischen und auf Verleugnung 
eines ganzen Volkes abzielenden Politik der 
letzten Jahrhunderte. Wie kann man das, 
was in dieser Region vor sich geht, so ein- 
fach übersehen, frage ich. Tausende von 
Dörfern wurden dem Erdboden gleichge- 
macht, Tausende Morde durch „unbekann- 
te Täter“ (= Todesschwadrone des türki- 
schen Staates) sind begangen worden. Tau- 
sende Menschen wurden gefoltert und ver- 
stümmelt, viele ließen nr Leben auf den 
kolterbänken des türkischen Staates. Die 
ganze Natur und Schönheit eines Gebietes 
ist zerstört worden. Wie kann man dieses 
Verbrechen übersehen?! Wie kann man die 
verzweifelten Schreie der Menschen und 
der Natur überhören? 

Und heute hat ein Mensch, der als „Ba- 
by-Killer“ bezeichnet wird, einen Weg cin- 
seschlagen, um endlich I lalt“ zu sagen. 
Ri lalt“ zu all diesen menschenverachtenden 
faschistischen Verbrechen und um dem in 
ein Meer von Blut verwandelten Land wie- 
der ein sauberes Gesicht zu verleihen. (...) 
Und eines will ich erwähnen: Keine Macht 
kann und konnte sich gegenüber dem Wil- 
len der Völker zu einer r irele Welt und ge- 
genüber ihrem Glauben an einen Sieg be- 
haupten. Sie werden ihr ausbeuterisches Sy- 
stem und ihre imperialistische Ordnung an- 
gesichts der Wut der Völker auf Dauer nicht 
aufrechterhalten können. In diesem Sinne 
verurteile ich noch einmal das Komplott der 
USA, Israels, der Türkei und aller rückstän- 
digen, faschistischen Kräfte gegen die „Sie- 
gessonne der Menschheit“, unseren Vorsit- 
zenden Abdullah Öcalan. Gleichzeitig rufe 
ich die Jugendin Deutschland und alle Kräf- 
te, die sich als Demokraten, als Verfechter 
der Menschenrechte bezeichnen, und alle, 
die ein bißchen Menschlichkeit aufbringen, 
dazu auf, sich mit dem berechtigten Kampf 
des kurmdise hen Volkes zu solidarisieren. Al- 
le faschistisch-imperialistischen Angriffe 
auf die Menschheit sind einzustellen, der 
von unserem Vorsitzenden gereichte Oli- 
venzweig sollte endlich w ahrgenommen 
und ein demokratischer und anf Mensch- 
lichkeit abzielender Weg eingeschlagen 
werden. 

Auf diesem Weg will ich im Namen mei- 
ner Kampfgefährten und im Namen des 
kurdischen Volkes meine tiefste Verbun- 
denheit mit unserem Vorsitzenden und al- 
len gefallenen Genossen erklären und 
gleichzeitig klarstellen, daß wir für unseren 
Vorsitzenden und unsere Freiheit vor nichts 
zurückschrecken werden. Die mit jedem 
lag an Ausmaß zunehmende Intifada und 
den Widerstand des kurdischen Volkes be- 
grüße ich mit ganzem Herzen. 

Derzeit befinde ich mich mit zwanzig wei- 
teren Genossen im lodesfasten. 

1.3.99 
iya Juhnke, PKK-Kriegsgefangene im Ge- 
fängnis von Batman 


Cabe: Proteste gegen NATO- und deutsche Panzer 


line Gruppe von Mitgliedern der Kommunistischen Partei Griechenlands blockierten in Thes- 
saloniki einen Zug mit NATO-Panzern, der auf dem Weg nach Makedonien war. Der Perso- 
nenzug ranshorlerie auch Soldaten. Bei dem Militärgerät handelte es sich um deutsche Leo- 
pardpanzer, die bei dem Kosovoeinsatz der Bundeswehr zum Angriff kommen sollen. Ca. eine 
Stunde wurde die Bahnlinie blockiert. Die kommunistische Partei Griechenlands will ihre Ak- 
tionen in den nächsten Wochen noch verstärken. 


Türkische Republik 
Prozeß gegen 
Rechtsanwalt 


Wir berichteten im Info 216 über die Verhaf- 
tung von Zeki Rüzgar, der als Anwalt im Ist- 
anbuler Rechtsbüro des Volkes arbeitet (S. 
13). Am 4. März begann sein Prozeß, und die 
Internationale Juristenvereinigung für Men- 
schenrechte hatte zur Prozeßbeobachtung 
aufgerufen. In dem Aufruf heißt es u.a.: 


Fine ... Person, die an der Festnahme von 
Anwalt Rüzgar beteiligt war, ist der in der 
Türkei berühmte’ frühere Staatsanwalt der 
Staatssicherheitsgerichte und der jetzige 
stellvertretende Militärrichter Ülkü Cos- 
kun. Dieser ließ ihn bei einem Prozeß, an 
dem auch Rechtsanwalt z. Rüzgar als Ver- 
teidiger beteiligt war, aufgrund seiner Kritik 
an der Staatsanwaltschaft der Staatssicher- 
heitsgerichte vom Prozeß ausschließen, 
auch erließ er den Beschluß, daß Anwalt Z. 
Rüzgar von nun an als Verteidiger von den 
Staatssicherheitsgerichten ausgeschlossen 
werden soll ... Aufgrund dessen hat Zeki 
Rüzgar den Antrag" für den Ausschluß des 
Militämichter Ulkü Coskun wegen Befan- 
genheit in seinem eigenen Prozeß gestellt. 

Dieser Antrag von zZ, Rüzgar wurde abge- 
lehnt. Statt dessen wurde Haftbefehl gegen 
ihn erlassen, welcher mit Aussagen wie das 
„For tbestehen des Staates“ begründet wur- 
de. Der Antrag von 18 Anwälten, sich an 
dem Prozeß zu beteiligen, wurde mit der 
beängstigenden Begründung abgelehnt, 

daß „die Möglichkeit bestehe, daß die An- 
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wälte die schnelle Beendigung des Prozes- 
ses verhindern könnten“. Diese Begründung 
hat ganz often den heimlichen Tann der 
Utatane und Militärrichter von einer 
Institution „Staatssicherheitsgericht ohne 
Rechtsanwälte“ gezeigt. 

Gegen diese Beschlüsse des Militärricht- 
ers Oika Coskun protestierten die 18 An- 
wälte und der Vorsitzende der Anwaltskam- 
mer in Istanbul, sie forderten den Rücktritt 
des Militärrichters. (...) 

Nach diesem Ereignis (der Verschleppung 
des PKK- Vorsitzenden Abdullah Ocalan - 
Red.) versucht die türkische Regierung, ei- 
ne regelrecht rassistische, hysterische At- 
mosphäre zu schaffen. Jede Menge demo- 
kratischer Institutionen und Menschen 
sind dem staatlichen Terror ausgeliefert. 
Mit der Ausnutzung dieser geschaffenen 
Hysterie wird versucht, viele ungelöste Fäl- 
le auf schnellste Weise als beendet darzu- 
stellen. Wir rufen aus diesem Grunde die 
demokratische Öffentlichkeit dazu auf, sich 
am Prozeß gegen Rechtsanwalt Zeki Rüzgar 
zu beteiligen und das Komplott an die Öf- 
fentlichkeit zu bringen ... 


Kontaktadressen: 


Internationale Juristenvereinigung für Men- 
schenrechte, Apostelnstr. 6, 50667 Köln, Tel. 
(02 21) 25761 19 


Rechtsbüro des Volkes, Millet Cad., Tarcinci 


Sok., lareinci Apt. 5/1 Findikzade, Istanbul / 


Türkei, Tel. (00 90) 2 12 6 31 36 94 


Indien 


In den kommenden Wochen könnte der Oberste Gerichtshof 
in Neu Delhi die Todesstrafe für 26 Tamillnnen absegnen 


Von Anfang Oktober bis zum 15. Januar 1999 
fand am Obersten Gericht Indiens ein Prozeß 
statt, der seinen makabren Höhepunkt im 
letzten Jahr erreichte, als 20 tamilische Frau- 
en und Männer zum Tode verurteilt wurden. 
Was bringt Indien dazu, pünktlich zum 50. 
Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte 26 Menschen zum Tode zu 
verurteilen? 


Der Hintergrund 


Am 21. Mai 199] wurde der indische Pre- 
mierminister Rajiv Gandhi von einer tami- 
lischen Selbstmordattentäterin getötet. In- 
nerhalb von drei Wochen kam der indi- 
schen Geheimdienst zu dem Schluß, daß 
die Befreiungstiger von Tamil Eelam (LT- 
TE) verantwortlich seien. Inmitten einer 
mit Rache aufgeladenen politischen At- 
mosphäre wurde einer Sondereinheit des 
Geheimdienstes eingerichtet. Als sieim Mai 
1992 die Anklage gegen 41 Tamillnnen er- 
hob, waren 12 von ihnen bereits tot, und 26 
hatten bereits mehrere Monate ohne An- 
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| Das Solidaritätskomitee für die Opfer der Po- 
; litischen Verfolgung in Deutschland veröf- 
; fentlichte am 23. Februar die folgende Pres- 
| seerklärung 


GBA will Urteil 
gegen Egon Krenz 
verschärfen 


< Vom November 1995 bis August 1997 führ- 
| tedas Berliner Landgericht bekanntlich ei- 
nen Prozeß gegen den letzten Staatsrats- 
vorsitzenden der DDR, Egon Krenz. An- 
geklagt war er zusammen mit weiteren 
Mitgliedern des SED-Politbüros wegen des 
Grenzregimes zwischen beiden deutschen 
Staaten, das sich aus Beschlüssen des War- 
schauer Paktes aus dem Jahre 1961 ergab. 

Der Prozeß widersprach dem Völker- 
recht einschließlich des Finigungsvertra- 
; ges zwischen DDR - BRD. Da die Verfol- 
gung von Hoheitsträgern der DDR auch 
nicht mit dem Grundgesetz der Bundesre- 
publik in Übereinstimmung stand, setzte 
das Bundesverfassungsgericht 1996 für 
frühere DDR-Bürger den Artikel 103 des 
Grundgesetzes einfach außer Kraft. Dieser 
Artikel besagt unter anderem: „Eine Tat 
kann nur bestraft werden, wenn die Straf- 
barkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die 
lat begangen wurde.“ Nach DDR-Recht 
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klage im Gefängnis verbracht. 

Der seltsame Tod eines Angeklagten 
Die Fäden der Verschwörung wurden aus 
zurückgenommenen Geständnissen von 17 
der Angeklagten gesponnen. Wer sind dann 
die 26, die acht Jahre im Gefängnis ver- 
brachten und aufeine Gerichtsverhandlung 
warteten? 

Z.B. Shanmugam: Der habe sein Ge- 
ständnis gleich am allerersten Tag seiner 
Verhaftung abgelegt. Die Polizei will uns 
glauben machen, daß er sofort danach aus- 
gebrochen sei. Er wurde am darauffolgen- 
den Tag in einem benachbarten Park „tot 
durch Selbsttötung durch Erhängen“ ge- 
funden. 


Ein faires Gerichtsverfahren? 


Im Mai 1993, zwei Jahre nach den Verhaf- 
tungen, wurde das Verfahren im integrier- 
ten Gerichtssaal eines Hochsicherheitsge- 
fängnisses eröffnet. Die ZeugInnen wurden 
mit Nummern bezeichnet. Ihre Identität 
wurde anonymisiert. Das Verfahren wurde 


aber war der Schutz der Grenze zwischen 
den beiden deutschen Staaten, die zu- 
gleich die Grenze zwischen Nato und War- 
schauer Pakt war, Verfassungsauftrag der 
DDR und Bündnispflicht gegenüber allen 
sozialistischen Ländern. 

Ungeachtet der Gesetzwidrigkeit des 
Prozesses beantragte die Staatsanwalt- 
schaft im Sommer 1997 7 Jahre Haft für 
Egon Krenz. Das Berliner Landgericht ver- 
urteilte das letzte Staatsoberhaupt der 
DDR am 25. August 1997 zu 6 1/2 Jahren 
Gefängnis. 

Krenz und die Staatsanwaltschaft gingen 
in Revision. 

Am 11. Februar 1999 teilte nunmehr der 
Generalbundesanwalt dem 5. Strafsenat 
des Bundesgerichtshofes mit, daß er der 
Revision der Berliner Staatsanwaltschaft 
beitritt. Die ergänzende Begründung dazu 
ist keineswegs rechtsstaatlich. Der Gener- 
albundesanwalt wirft dem Berliner Land- 
gericht vor, es habe sich den Blick für die 
tatsächliche Schuld von Krenz verstellt, 
weil es seine Verantwortung an konkrete 
Entscheidungen des Nationalen Verteidi- 
gungsrates und des Politbüros geknüpft ha- 
be. Wahrheitswidrig wird festgestellt, 
Krenz habe seit 1983 in der Verantwortung 
„etwa auf einer Stufe mit Erich Honecker“ 
gestanden. Zudem sei er angeblich Leiter 
der Abteilung für Sicherheitsfragen gewe- 
sen. Er sei „läter hinter dem Täter auf 
höchster Ebene“. Seine wirkliche „Schuld“ 
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„in camera“ - unter Ausschluß der Öffent- 
lichkeit - geführt. 

Das Urteil überging alle 17 Aussagen, de- 
nen zufolge die Unterschriften unter die 
Geständnisse durch Druck und Gewalt er- 
langt wurden. Es ignorierte die Anschuldi- 
gungen, dab die Angeklagten mehrere Tage 
rechtswidrig in Haft gehalten wurden. Nicht 
zuletzt der mysteriöse Tod Shanmugans 
wirft brennende Fragen über die Bedingun- 
gen in Untersuchungshaft auf, unter denen 
routinemäßig „freiwillige Geständnisse“ ab- 
gegeben wurden. 

Am 28. Januar 1998 wurden alle 26 Frau- 
en und Männer zur 'lodesstrafe durch Er- 
hängen verurteilt. Ihre individuelle Schuld 
und ihre Motive wurden aus allgemeinen 
Beobachtungen abgeleitet, die auf den 
Großteil der tamilischen Community zu- 
treffen. 


Inwiefern stehen die 26 Menschen in Verbin- 
dung mit einer Verschwörung, wenn es doch 
schon nicht möglich war, die drei Hauptan- 
geklagten vor Gericht zu bringen und zwölf 


ergebe sich aus seinen in der DDR aus- 
geübten Funktionen. 

Offensichtlich soll an Krenz ein Exem- 
pel statuiert werden. die Juristen nennen 
es schon eine „Lex Krenz“. Krenz soll ein- . 
gesperrt werden für sein politisches Han- | 
deln für die DDR. Sollte sich der Bundes- | 
gerichtshof diesem Standpunkt ansch- | 
ließen, droht dem Jüngsten aus dem ehe- ; 
maligen SED-Politbüro eine Gefängnis- 
strafe nicht unter 10 Jahren. Die Mitange- _ 
klagten aus dem früheren SED-Politbüro, _ 
Schabowski und Kleiber, die sich nicht ; 
mehr zu ihren früheren politischen An- 
schauungen bekennen, sollen - wie vom | 
Berliner Landgericht verkündet - mit drei . 
Jahren Gefängnis bestraft werden. Auch _ 
das ist rechtswidrig. Beobachter gehen da- | 
von aus, daß Krenz auch deshalb so hoch . 
bestraft werden soll, weil er sich als Sozia- _ 
list offen zu seiner politischen Vergangen- ; 
heit in der DDR bekennt. Nachdem sich | 
die Sonderstaatsanwaltschaft in den Pro- ; 
zessen gegen Honecker und Mielke bla- 
miert hatte, steht vor dem Bundesge- 
richtshof ein politischer Prozeß auf „höch- 
ster Ebene“ bevor: gegen den letzten SED- 
Generalsekretär und Vorsitzenden des , 
Staatsrates der DDR, Egon Krenz. . 

Wir fordern Schluß mit der politischen 
Strafverfolgung, Aufhebung aller Urteile ; 
und die Rehabilierung der Verurteilten. 


Klaus Feske, Sprecher des Komitees 
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andere bereits verstorben sind? 

Nach Angaben der Staatsanwaltschaft 
spielte A4 (Shankar) bei dem Mord folgen- 
de Rolle: Er kam mit dem gleichen Boot wie 
Sivaras am 1. Mai 1991 aus Sri Lanka in In- 
dien an, wo er sich bis zum 17. Mai ge- 
meinsam mit Pillai, einem Zeugen, der je- 
doch nicht befragt wurde, in Topputhurai 
aufhielt. Danach begleitete er letzteren 
nach Madras, wo er sich in der Pension Is- 
hwari Lodge einmietete und dort von AZ be- 
sucht wurde. 

A26 (Ranganath) habe Unterkünfte für 
drei der verstorbenen Angcklagten besorgt. 
A23 (Dhanashekaran) habe eine lransport- 
möglichkeit für die drei nach Bengalore or- 
ganisiert, wohin A25 (Vigneswaran) sie be- 
gleitete. Das einzige Verbrechen des A5 (Vi- 
jayanandan) war der Kauf von Büchern mit 
Geld, das er von Sivarasan erhalten hatte. 
Diese Bücher wollte er in eine Bücherei ins 
srilankische Jaffna bringen, wo er als Biblio- 
thekar arbeitete. 

Viele der Verbrechen, wegen derer gegen 
die Angeklagten die 'lodesstrafe verhängt 
wurde, könnte als humanitäre Handlungen 
beschrieben werden. sowurde A21 (Padma), 
eine Krankenschwester, für schuldig befun- 
den, die Mörderin Dhanu medizinisch be- 
handelt zu haben, was in der Version der 
Staatsanwaltschaft diese „körperlich ge- 
sund gemacht und so in die Lage versetzt 
hat, die lat auszuführen“. 

Von den 26, die jetzt vor der Hinrichtung 
stehen, sind nur zwei - Al und A18 - der di- 
vekten B eteiligung am Mord angeklagt wor- 
den: Die „direkte Beteiligung“ von INT 8 (Arı- 
vu) bestand im Kauf von Batterien, von de- 
nen eine bei der Detonation der Bombe Ver- 
wendung fand. Es ist durchaus üblich, dab 
Angestellte einer Pension auf Wunsch Be- 
sorgungen für Pensionsgäste tätigen. Davon 
abgesehen, beweist en seine Betei lisung 
an der Verschwörung. Die Staatsanwalt- 
schaft benutzte sein erzwungenes Geständ- 
nis als einziges Bewelsmiktel, AI (Nalini), 

die lauptangeklagte, warnach einem Streit 
mit ihrer Mutter in eine eigene Wohnung 
gezogen. Sie ehelichte A4 (den srilanki- 
schen Hüchtlin g Munugan), der ihr den ta- 
milischen Kampf nahebrachte. Durch Shi- 
varajan machte sie die Bekanntschaft der 
AktivistInnen Subha und Dhanu der LU’TE 
Frauenbewegung, die sie auf Finkäufen 
nach churidars (Kleidungsstücke) und 
Schuhen begleitete, auf touristische Reisen 
und später auch auf die Wahlkampfveran- 
staltung, auf der Dhanu Rajiv Gandhi um- 
brachte. Die Staatsanwaltschaft beschul- 
digte sie, im Vorhinein von der Tat gewußt 
zu | haben, Komplizinnenschaft g geleistet zu 
haben und später aus Madras geflohen zu 
sein, um einer Verhaftung zu entgehen. 
(Und trotzdem sei sie drei lage später nach 
Madras zurückgekehrt!) Das einzige Be- 
weismittel für ihre Mittäterinnenschaft ist 
ihr zurückgezogenes Geständnis. 

Die übrigen 24 Personen waren Vergehen 
wie der Bereitstellung sekundärer Dienste 
wie "Transport, Nahrung oder Unterkunft 
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angeklagt. Einige von ihnen waren bereits 
von anderen Gerichten von eben den An- 
klagen freigesprochen worden, die jetzt be- 
nutzt wurden, um die Todesstrafe gegen sie 
zu verhängen. 
(...) 
Tod in „absoluten 


Ausnahmefällen“ 


In diesem Verfahren, das sich durch die Ab- 
wesenheit der Täter ebenso wie durch das 
Fehlen von direkten oder zwingenden Be- 
weisen, welche die Angeklagten mit dem 
Verbrechen in Verbindung brachten, wur- 
den mildernde Umstände wie Alter (Athi- 
rai war bei ihrer Verhaftung erst 17), und Ka- 
nagasabathy steht nun mit 77 Jahren vor 
dem Krhängen) oder Mutterschaft (Shanti 
und Selvaluxmi sind Mütter mindenjähriger 
Kinder und Nalinis Kind wurde im Gefäng- 
nis geboren und mußte seine Kindheit dan 
in É rwartung des Urteilsspruches verbrin- 
gen) nicht berücksichtigt. 

Das Urteil rechtfertigt diesen „absoluten 
Ausnahmefall“ damit, dab „weitere poten- 
tielle Verbrecher abgeschreckt und zukünf- 
tig Menschen von einer Verbindung zu ter- 
roristischen Organisationen abgebracht 
werden“ müssen. Indem es verfügt, daß hier 
26 Menschen mit ihrem Leben für Verbre- 
chen bezahlen müssen, die in Zukunft be- 
sangen werden könnte oder nicht begangen 
werden könnten, übersieht der Urteilstext, 
daß die lodesstrafe gegen die Mörder von 
Indira Gandhi und vor ihr Mahatma Gand- 
hi nicht von der Ermordung Rajiv Gandhis 
abgeschreckt haben. 


„Juristischer Terror“ 


lautete der Titel eines Berichtes über „die 
Todesstrafe, TADA und den Mordfall Rajiv 
Gandhi“ von der in Delhi ansässigen Volks- 
vereinigung für Demokratische Rechte PU- 
DR. Die Verhaftung ohne Anklage, die 
mehrjährige Haft ohne Verfahren, die 
Durchführung des Verfahrens selbst unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit, die Anonym- 
ität der Zeuglnnen und die Verweigerung 
von Grindr hten der Angeklagten wie z. B 
das Recht, als unschuldig zu gelten, bis die 
Schuld bew jesen ist, oder das Beschwerde- 
recht bei untergeordneten Instanzen sind 
von Organisationen wie Amnesty Interna- 
tional verurteilt wurden, die herausstellten, 
daß die indische Regierung damit interna- 
tionale Abkommen wie die Kinderrechts- 
konvention verletzen, die sie selbst unter- 
zeichnet hat. Sie wurden ermöglicht, weil 
das Verfahren gegen die 26 unter dem Son- 
dergesetz gegen Ter rorismus und subversi- 
veAktiyiläten‘ (TADA) geführt wurde. lro- 
nischerweise ist dieses drakonische Gesetz, 
das eine solche Perversion des Rechtssy- 
stems erlaubt, mittlerweile unter dem an- 
haltenden Druck der indischen Offentlich- 
keit aufgehoben worden. 
In den nächsten drei Monaten muß sich 
das Höchste Gericht Indiens entscheiden, 
ob es das drakonische Urteil bekräftigen 


oder ablehnen will. Der Internationale 
Menschenrechtsverein Bremen e.V. schließt 
sich anderen Organisationen in ihrem Auf- 
ruf an, Aktivitäten gegen weitere Men- 
schenrechtsverletzungen an den 26 ver- 
dammten Menschen zu unterstützen und 
für die Abschaffung der Todesstrafe zu mo- 
bilisieren. Wir werden darlegen, warum es 
nötig ist, sich für ein politisches Asyl für die- 
jenigen unter den Angeklagten einzusetzen, 
von denen wir hoffen, daß sie aufgrund des 
öffentlichen Drucks freigesprochen werden. 
Internationaler Menschenrechtsverein Bre- 
men e.V. 


Chile 
Politische Gefangene 


im Hungerstreik!! 


Am 6. Februar erklärten 56 politische Ge- 
fangene in Chile den Hungerstreik, nach- 
dem mehr als 100 vermummte Gedarmen 
in der Nacht zum 5. Februar 1999 das Ge- 
fängnis betraten und gegen die politischen 
Gefangenen vorgingen in der Absicht, sie 
vom Hochsicherheitsgefängnis nach „Coli- 
na II“ zu verlegen, während das Hochsi- 
cherheitsgefängnis / Konzentrationslager 
modernisiert wird. Den Befehl zu dieser Ver- 
legung gab Edmundo Letelier (Direktor des 
Sicherheitsdienstes der Gendarmeria). 
Beim Getreten des Gefängnisses traten Spe- 
zialeinheiten ihre Gesichter und Köpfe, ih- 
re Gesichter gegen den Huliboden 
drückend; sie schlugen sie mit Knüppeln 
und traten sie in den Rücken. 

Nach zwei Stunden Folter wurden ihre 
Köpfe mehrmals und minutenlang in Pla- 
i a mit Wasser getaucht. Oberst 

Edmundo Letelier sagte: „Uberzeugt sie, 
daß sie vernichtet dind” Während er die 
Operation persönlich leitete, war er zivil ge- 
kleidet. 

Finige Momente später begannen die 
Spezialeinheiten, Iränengasbomben und 
andere Geschosse einzusetzen, wobei sie 
auf den Kopf und den Arm des Gefangenen 
Marcelo Gaete zielten. 

Für die chilenische Regierung ist es wich- 
tig, einen mörderischen Diktator straflos zu 
halten. Im Gegensatz dazu ist es nicht in 
ihrem Interesse, die Menschenrechte einer 
Gruppe von Männern und Frauen, die ge- 
sen diese Diktatur gekämpft haben, zu re- 
spektieren.- 

Die politischen Gefangenen wurden 
nicht einmal von der E Partei, 
Mitglied der Regierungskoalition,. Unter- 
stützt. Im Gegenteil: Ihre bedingungslose 
Unterstützung galt dem Direktor der Gen- 
darmeria, Hugo Espinoza, ebenfalls Mit- 
glied der Sozialistischen Partei. 

Comite „Latinoamerica un Mundo“ 


PS. Am 13.3.1999 befinden sich immer noch 
drei Gefangene im Hungerstreik. 


Justizterror gegen politische Gefangene in den USA 


Eine kurze Geschichte der „Angola 2“ 


Albert Woodfox und Herman „Hooks“ Wal- 
lace gründeten 1971 eine Sektion der Black 
Panther Partei im Staatsgefängnis Angola im 
Bundesstaat Louisiana. Im darauffolgenden 
Jahr sprachen weiße Geschworene sie des 
Mordes an einem weißen Gefängnisaufscher 
schuldig, und beide wurden anschließend in 
ständige Finzelhaft verlegt. Woodfox und 
Wallace haben ihre Unschuld ständig be- 
teuert. 

Woodtox blieb 24 Jahre lang im Einzel- 
haft. 1992 konnte er die Aufhebung seiner 
Verurteilung erwirken, und 1996 wurde erins 
Gemeindegefängnis von "lIangipahoa bis 
zum neuen Verfahren, welches am 7. Dez. 
1998 begann, verlegt. Woodfox ist der erste 
politische Gefangene seitlanger Zeit, derein 
neues Verfahren erfolgreich erkämpft hat. 

Wallace ist immer noch im Einzelhaft und 
kämpft nach 27 Jahre dauernder Isolation 
immer noch gegen seine Verurteilung. 

Bekannt als „der Bauernhof“, ist das 
Staatsgefängnis in Angola, Louisiana, ein 
riesengroßes Komplex traditioneller Süd- 
staatenplantagen, das der Bundesstaat Lou- 
isiana Angang des Jahrhunderts kaufte und 
in ein Gefängnis umwandelte. Angola wird 
immer noch nach dem Plantagenmodell ge- 
führt, die Gefangene verrichten schwerste 
körperliche Arbeit, Baumwolle, Zuckerrohr 
und andere landwirtschaftliche Erzeugnisse 
werden vom Sonnenaufgang bis Sonnenun- 
tergang geerntet. 

Die Gefangenen in Angola leiden unter 
den schlimmsten Mißständen des amerika- 
nischen Gelängnissystems. Es istnoch nicht 
so lange her, in den siebziger Jahren, da pa- 
trouillierten bewaffnete „Gefangenenaufse- 
her“ im Gefängnis, die oftmals ihre Waffen 
zu Auseinandersetzungen mit anderen Ge- 
fangenen einsetzten. In dieser Zeit starb ein 
Mensch, nachdem fünf Gefangene während 
der heißesten Sommertage in eine schwüle 
Isolationszelle, ohne Essen und Wasser, ein- 
geschlossen w urden. Dutzende von Leichen 
im Marschgebiet neben des Mississippi- 
Flusses wurden exhumiert. 

Woodfox und Wallace bauten die Black 
Panther Partei in Angola auf. Woodfox trat 
der Black Panther Partei in New York bei, wo- 
hin er nach einem kühnen Ausbruch aus 
dem Gerichtssaal in New Orleans floh. 
Nachdem er einige Zeit unter falschem Na- 
men im Gefängnis in New York verbrachte, 
in dem er einige Aufstände mitorganisierte, 
wurde Woodfox, und mit ihm seine neuen 
politische Ansichten, nach Louisiana ausge- 
liefert. Wallace wurde Mitglied der Black 
Panther Partei, während er mit den politi- 
schen Gefangenen, die als die „New Orleans 
12“ bekannt waren, im Gefängnis zusam- 
men war. Als sie nach Angola verlegt wurden, 


brachten Woodfox und Wallace die Black 
Panther Partei mit. 

Die Angola Panther wehrten sich nicht nur 
gegen die Gefängnisadministration, son- 
dern kämpften auch für eine Anderung der 
sozialen Struktur, die die Solidarität der Ge- 
fangenen untereinander verhindert und den 
Aufsehern in die Händen spielte. 

Die Panthers bewaffneten sich mit einfa- 
chen Waffen, um der Vergewaltigung, Pro- 
stitution und Sexsklaverei, die das Gefäng- 
nisleben durchdringt, ein Ende zu machen. 
Wie Woodfox es ausdrückte: „Es brachte 
nicht viel, sich an die Sicherheitskräfte zu 
wenden, weil die meisten von ihnen solche 
Aktivitäten guthiebßen. Sie verdienten daran, 
sie bekamen Geld oder Begünstigungen, 
wenn sie Vergewaltigungen zuließen. Einige 
der Wärter waren selber in Vergewaltigun- 
gen beteiligt.“ 

Die Panther versuc hten, die Spaltung zwi- 
schen schwarzen und weißen Gefangenen, 
die von den weißen Gefängnisbeamten zu 
ihren Vorteil ausgenutzt wurde, zu beenden. 
Außerdem brachten sie die in Angola weit- 
verbreitete Korruption in die Öffentlichkeit, 
viele der Aufseher stammten aus Familien, 
die auf Land in Staatsbesitz wohnten und 
seit Generationen im Gefängnis arbeiteten. 
Oftmals zweigten die Wärter Lebensmittel 
für ihre eigene Familien und Freunde ab. 

In Reaktion auf die Organisierung von Ge- 
fangenen durch die Panthers füllte die Ad- 
ministration die Isolationstrakte mit Gefan- 
genenaktivisten. In einer Gerichtsverhand- 
lung sprach einer der Leiter des Gefängnis- 
ses, Hayden Dees, von der Notwendigkeit, 
„einen bestimmten 'Iyp von militanten oder 
revolutionären Gefangenen, vielleicht sogar 
einen kommunistischen 'Iyp“, in ständiger 
Isolation zu halten. 

Woodfox und Wallace sind überzeugt, 
daß ihre Verfolgung und langjährige Isolatı- 
onshaft die Folge ihrer politischen Arbeit ist. 

„Ich bin überzeugt, daß die latsache, dab 
sie meine oder Hermans Willen nicht bre- 
chen konnten, die Tatsache, daß sie unsere 
politische Ansichten oder Überzeugungen 
nicht erschüttern konnten, auch ein Grund 
war, uns in Isolationshaft zu halten, und war- 
um Herman Wallace, auch jetzt, nach 26 
Jahren, immer noch in Isolationshaft ist“, 
sagte Woodfox. 


Der Mord an Officer Brent Miller am 17. 
April 1972 ist im Kontext dieser politisch 
und rassistisch geladenen Atmosphäre ge- 
schehen. Nur ein "lag vorher wurde ein 
Brandsatz in eine Holzhütte geworfen und 
ein Wächter erlitt schwere Verbrennungen. 

Nur ein Gefangener, ein Mann namens 
Hezekiah Brown, behauptete, den Mord ge- 


sehen zu haben. Laut Captain Hilton But- 
ler vom Außensicherheitsdienst war Heze- 
kiah einer, den man Worten in den Mund 
legen konnte. 

Ursprünglich sagte Brown aus, daß er die 
Mörder, die Handtücher ums Gesicht ge: 
bunden hatten, nicht erkannt hatte. Aber 
nachdem er einige "lage von Gefängnisbe- 
amten unter Druck gesetzt worden war, 
identifizierte er Woodfox und Wallace so- 
wie die anderen Gefangenen Gilbert, Mon- 
tegut und Chester Jackson als die Täter. 

Woodfox wurde in einem Finzelverfahren 
verurteilt, danach Wallace, Jackson und 
Montegut zusammen. Am zweiten "lag des 
Verfahrens betrat Chester Jackson den Ge- 
richtssaal, stellte sich an den Anklägertisch 
und gab bekannt, daß er sich mit dem Staat 
geeinigt hatte. Als Gegenleistung für seine 
Aussage gegen Wallace und Montegut durf- 
te er sich wegen fahrlässiger Tötung schul- 
dig bekennen. 

Mit ähnlichen "Taktiken wie im Falle Mu- 
mia Abu-Jamal benutzte die Staatsanwalt- 
schaft politische Statements über „weiße 
rassistische Schweine“, die Woodfox vor vie- 
len Jahren gemacht hatte, als Beweis dafür, 
dab er den Aufseher erstochen hatte. In se- 
paraten Verfahren verließen sich weiße Ge- 
schworene auf die Aussage Hezekiah Browns 
und sprachen Woodfox und Wallace des 
Mordes schuldig, Handabdruckbeweise am 
Tatort, die auf ihre Unschuld hindeuteten, 
wurden nicht beachtet. Montegut wurde 
freigesprochen. C. Murray Henderson, einer 
der damaligen Gefängnisleiter, gibt nun zu, 
daß Woodfox der Mord angehängt wurde. 

Einige besonders grausige Fälle von 
Mißbrauch durch den Staat fanden statt, 
nachdem Woodfoxs Verurteilung aufgeho- 
ben wurde. Eine Frau namens Anne Butler 
war eine der Geschworene der Grand Jury, 
die 1993 eine neue Anklage gegen Woodtox 
zuließen. Butler war zu der Zeit mit Ge- 
fängnisleiter Henderson verheiratet und 
schrieb mit ihm zusammen ein Buch mit der 
Titel Dying to tell. Im ersten Kapitel geht es 
um den Tod von Miller, und es wird be- 
hauptet, daß Woodfox und Wallace den 
Mord heeiazen, 

Vor dem Grand Jury muß der Ankläger sei- 
ne Zeugen aufrufen. In Woodfoxs Vertah- 
ren aber bat Assistentstaatsanwalt (Assi- 
stant District Attorney) Jesse Means die Ge- 
schworene Butler, aufzustehen und den Fall 
den anderen Mitgeschworene zu erklären. 

Woodfoxs Anwälte machten Richter Bru- 
ce Bennett auf die Voreingenommenbheit der 
Geschworenen Butler aufmerksam, aber 
Butler weigerte sich, die Anklage gegen 
Woodfox zurückzuziehen, und entschied, 
daß „da ist nichts dagegen einzuwenden, 
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daß eine Geschworene über den Fall Be- 
scheid weißt, auch wenn sie eine Buch dar- 
über geschrieben hat“. 

In einem bizarren Fall der Justiz landete 
im letzten Oktober Gefängnisleiter Hen- 
derson wegen versuchten Mordes an seiner 
Ehefrau, Mitautorin und Geschworenen 
Anne Butler selber im Gefängnis 

Woodfox und Wallace haben ihre Un- 
schuld ständig beteuert. Im Laufe der Jah- 
ren sind erhebliche Beweise aufgetaucht, die 
darauf hindeuten, dab sie wegen ihrer poli- 
tischen Ansichten tatsächlich von der Ge- 
fängnisleitung reingelegt wurden. Keiner 
dieser Beweise wurden in den ersten Verfah- 
ren von Woodfox oder Wallace vorgelegt, 
aber Woodfox wird sie in seinem laufenden 
Vertahren vorbringen. 

ls ist ihm gelungen, Dokumente zu be- 
kommen, die die geheimen Versuche der Ge- 
fängnisleitung Aussagen anderer Gefangen 
zu kaufen beweisen. In seinem Verfahren er- 
klärten die Belastungszeugen, daß sie kein 
Abkommen mit dem Staat und keine Ge- 
genleistung für ihre Aussagen bekommen 
hatten. Die Dokumente, die Woodfox seit- 
dem bekommen hat, erzählen eine ganz an- 
dere Geschichte. Sie zeigen, daß Henderson 
versprach, Hezekiah Brown einen Karton Zi- 
garetten jede Woche als Gegenleistung für 
seine Aussage zu zahlen. Nur vier Jahre, 
nachdem Brown wegen schwerer Vergewal- 
tigung zu lebenslänglicher Haft verurteilt 
wurde, schrieb Henderson zahlreiche Briefe 
an seinen Vorgesetzen und an die Richter, 
um die Freilassung Browns zu erwirken. An- 
dere Dokumente zeigen, daß, als Brown 
1986 freigelassen wurde, er ca. $1.000 auf sei- 
nem Gefängniskonto hatte, obwohl er kein 
Geld in Angola bekommen hatte und keine 
bezahlte Arbeit während seiner Gefängnis- 
zeit. 

Auch andere Gefängnisbeamte schrieben 
zahlreiche Briefe für Browns vorzeitige Frei- 
lassung, und seine lebenslängliche Haftstra- 
fe wurde in der lat in eine zeitlich begrenz- 
te Haftstrafe bis 1986 umgewandelt. 

Woodtox sagt, daß er jetzt beweisen kann, 
daß Paul Forbes, der fast blind ist, Haftur- 
laub bekam, obwohl es ihm nicht zustand. 
„Der Gefängnisleiter beschwerte sich 
schriftlich, daß dieser Mann draußen war 
und Straftaten beging und nicht draußen 
sein dürfte“. 

Joseph Richey, ein anderer Belastungszeu- 
ge gegen W oodfox, gab drei Monate nach 
dem Mord eine eidesstattliche Erklärung ab, 
die seiner Aussage in der Verhandlung in vie- 
lerlei Hinsicht widerspricht. 

Die forensische Beweise des Staates sind 
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gleichermaßen fraglich. Vor allem die Tatsa- 
che, daß ein blutiger Handabdruck, der an 
einer Tür nah dem "Iatort gefunden wurde, 
nicht von den Angeklagten stammte; den- 
noch war niemand anders überprüft worden. 

„Sie hatten damals die Fingerabdrücke je- 
des Gefangenen in den Akten, und sie müs- 
sen nun erklären, warum sie sie nicht über- 
prüften“, sagt Woodfox. „Sie werden er- 
klären müssen, wer die Untersuchung leite- 
te. Im ersten Verfahren erklärten die (foren- 
sischen Ermittler), daß sie nicht versuchten 
herauszubekommen, von wem der blutigen 
Handabdruck stammte, weil die Gefängnis- 
leitung sie nicht darum bat. Das ist nicht die 
Aufgabe der Gefängnisleitung; das ist ihre 
Aufgabe. Sie waren Ermittler am Tatort.“ 

Woodtox hofft, daß diese neue Beweise 
entscheidend sein werden in seinem gegen- 
wärtigen Verfahren. Da fast alle Belastungs- 
zeugen tot oder nicht auffindbar sind, wer- 
den den Geschworenen die Aussagen aus 
dem ersten Verfahren mit den neuen Be- 
weisen zusammen vorgelegt. 

Dagegen werden viele der Fachleuten und 
Polizisten aussagen. „Die Gerichtsmedizi- 
ner, die Sheriffs, die Bundespolizei und der 
Arzt, der die Autopsie machte, leben alle 
noch, also werden sie da sein, was für uns gut 
ist, weil wir sie im Zeugenstand festnageln 
können,“ sagt Woodfox. 

Fin Aspekt desersten Verfahrens, dernicht 
auftauchen wird, hofft Woodfox, ist COIN- 
TELPRO vom FBI, ein Geheimprogramm 
gegen politischen Aktivisten. Das FBI ver- 
suchte 1973, Woodtox’ Verteidigung zu un- 
terminieren. „Eigentlich denke ich nicht, 
daß mein Anwalt bezahlt wurde, für das was 
er bezahlt werden sollte, weil unsere Vertei- 
digungskomitee von einer Frau namens Gail 
Schafer und ihrem Ehemann infiltriert wur- 
de“, sagt er. 

Woodfox ist dankbar, daß diesmal mehre- 
re seiner Unterstützer im Gerichtssaal an- 
wesend sind. „Im ersten Verfahren war ich 
ganz alleine im Gerichtsaal. Die Partei war 
damals total durcheinander“ und seine po- 
litische Verteidigung war verschwunden. 

Viele Leute, von anarchistischen Gruppen 
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aus New Orleans bis zu Aktivisten der 
Panther-Bewegung, wollen bei Woodfox im 
Gerichtssaal sein. Woodtox Verhandlung 
findet in dem kleinen Stadt von Amite, Lou- 
isiana, Wohnort des verstorbenen Wächt- 
ers, der in der Nähe begraben ist, statt. Be- 
sucher von Amite berichten, daß sich der Ku 
Klux Klan in den hiesigen Bars treffen. 

Die Staatsanwaltschaft beabsichtigt für 
die Verhandlung, die Black Panther Partei 
auf die Anklagebank zu setzen. Die Regie- 
rung Louisianas erkennt die Arbeit der 
anthers nicht an, Kinderfrühstückspro- 
gramm, sichere Nachbarschaften und „Poli- 
zeiwatch“. 

Die Assistentgeneralstaatsanwältin Julie 
Cullen meint, daß der Mord an Miller ein 
„Haßverbrechen“ war, „Ich glaube es war ras- 
sisch motivierter Mord der Black Panthers“. 
Cullen wird politische Statements, die 
Woodtox einst machte, wie „AMERIKKKA“ 
anstatt „America“ zu schreiben, und die De- 
nunziation von „Faschismus“ und „Schwei- 
ne“, als Beweise einbringen. Für Cullen sind 
solche Statements Beweise, daß Woodfox 
den Mord beging. 

In den letzten Wochen starteten Unter- 
stützer überall im Lande eine Brief- und Te- 
lefonkampagne, um ihr klar zu machen, dab 
sie kein Geheimverfahren führt, und forder- 
ten sie, ihre rassistische politische Vertol- 
gung einzustellen. Der chemalige politische 
Gefangene Geronimo ji Jaga (Pratt) sowie 
der ehemalige Justizminister der USA Ram- 
sey Clark, haben neulich Statements zur 
Unterstützung von Woodfox abgegeben. 

Im ersten Verfahren, beendete der Staats- 
anwalt Ralph Roy seine Plädoyer mit der Be- 
hauptung „Widerspruch ist indikativ auf 
Wahrheit, nicht Meineid“. Jetzt, 25 Jahre 
später, hat Woodfox erhebliche mehr Be- 
weise von Meineid, als bloßer Widerspruch. 
Siegt die Gerechtigkeit, wird Albert Wood- 
fox schon vor Weihnachten ein freier Mann 
sein. 


PS. Leider wissen wir nicht, wie der neue Pro- 
zef für Woodfox ausgegangen ist. - Red. 
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